Deutfche Steuer-Jeitung 
Wirtfchaftlicher Beobachter 


herausgeber Fritz Reinhardt 


Jahrgang XXIX 


27. April 1940 


Nummer 17 


Induſtele verlag Spaet ha Linde, Berlin W355 
fiauptſchriftleiter i. N. Dr. jur. Fritz Hoppe, Rechtsanwalt, Fachanwalt für Steuerrecht. Berlin 


Erfcheint wöchentlich. Fernruf: 222086, 
222087 u. 2220 97. Poſtſchechkkonto: Berlin 
nummer 18541. Bezugspreis: Dierteljährlich 
5,80 RM (ausfchließl. Zuftellungsgebühr). Einzel- 


heft Preis 1,— RM duch jede Buchhandlung, 
direkt vom Verlag unter Areuzband oder durch 
die Poft. Anzeigenpreis nach Tarif. Zuſchriften 
an den Verlag, Berlin D 35, Woyrſchſtraßſe 5 


Das neue Grunderwerbsteuergesetz 
Von Ministerialrat Boruftau, Berlin, Reichsfinanzministerium 


Inhalt: 


1. Einführung, 

2. Die Beſteuerung des Rechtsvorgangs, 

3. Der Grundſtücksbegriff des bürgerlichen Rechts, 

J. Die Veſteuerung des Verpflichtungsgeſchäfts, 

5. Die Beſteuerung des Meiſtgebots im Zwangsverſteigerungs⸗ 
berfahren, 

6. Die „Vereinigung aller Anteile“ in der Hand eines Konzerns, 

> Die Gewerberechtigungen, 


Die neue Steuerbefreiung für den Arbeiterwohnſtättenbau, 


1. Einführung 


Für die Beſteuerung der Grundſtſücksumſätze gilt im 
Altreich das Grunderwerbſteuergeſetz (Gr&StG) vom 
12. September 1919 in der Faſſung der Bekanntmachung 
vom 11. März 1927 (RGBl I S. 72). Die vorangegangenen 
Anderungen, die bei der Neufaſſung vom Jahr 1927 berid- 
ichtigt worden find, waren nicht grundſätzlicher Natur. 

einem weſentlichen Inhalt nach gilt deshalb auch heute 
koch das Geſetz von 1919. Die Erfahrungen, die die Verwal⸗ 
tung aus der zwei Jahrzehnte langen Anwendung des Ge⸗ 
lehes geſchöpft hat, ließen es gerechtfertigt erſcheinen, das 

eſetz durch ein neues Geſetz zu erſetzen. Das neue Ge⸗ 
ſetz, deſſen Vorarbeiten bei Beginn des Krieges ſchon weit 
orgeſchritten waren, ift trotz des gegenwärtigen 
Kriegszuſtands ergangen. 

In der Oſtmark war die Angleichung des dortigen Im⸗ 
mobiliargebührenrechts an das Recht des Altreichs immer 
oringender geworden. Diefe Angleichung wäre nur in der 
Weiſe möglich geweſen, daß das bisherige Geſetz in der Oſt⸗ 
mark eingeführt worden wäre. Es würde nun von vorn⸗ 
herein nicht angebracht geweſen ſein, in der Oſtmark (und 
ebenſo in den eingegliederten Oſtgebieten) ein Geſetz einzu⸗ 
führen, deſſen Abänderung bereits in Angriff genommen 
war. Es kam aber noch ein anderer Grund für die Verab⸗ 
ſchiedung des neuen Geſetzes während der Kriegszeit hinzu. 
Im bisherigen Geſetz war grundſätzlich der Eigentumsüber⸗ 
gang der Beſteuerung unterworfen, das neue Geſetz dagegen 
müpft die Steuer an das ſchuldrechtliche Verpflichtungs⸗ 
geſchäft. In der Oſtmark und den eingegliederten Oſtgebieten 
nd die der Grunderwerbſteuer entſprechenden Abgaben 
ebenfalls auf das Verpflichtungsgeſchäft gelegt. Wäre nun 


9. Die Befreiung für das agrarrechtliche und forſtrechtliche Aus⸗ 
einanderſetzungsverfahren, 

10. Der Übergang auf eine Geſamthand und von einer Geſamthand, 

11. Die Neuregelung des „Rettungserwerbs“, 

125 = grundſätzliche Berechnung der Steuer von der Gegen: 
eiſtung, 

13. Die Erweiterung des Begriffs der Gegenleiſtung, 

14. Die Erhöhung der ſteuerlichen Belaſtung beim Einbringen in 
Kapitalgeſellſchaften, 

15. Schlußbemerkung. 


in den neuen Reichsteilen zunächſt das alte und nach Kriegs⸗ 
ende das neue Geſetz eingeführt worden, ſo hätten ſich alle 
Beteiligten (Behörden und Steuerpflichtige) zweimal 
umftellen müſſen, einmal von der Beſteuerung des Ber- 
pflichtungsgeſchäfts auf die Beſteuerung des Eigentums⸗ 
übergangs und ſpäter wieder von der Beſteuerung des 
Eigentumsübergangs anf die Beſteuerung des ſchuldrecht⸗ 
lichen Geſchäfts. 

Das neue Geſetz iſt am 29. März 1940 verabſchiedet 
worden. Es iſt im RGBl I S. 585 veröffentlicht und im 
RSBI S. 377 abgedruckt worden. Der Rdß hat ant 
30. März eine Durchführungsverordnung zu dem Geſetz 
(GréESt Do) erlaſſen. Dieſe ift im RGBl S. 595 veröffent⸗ 
licht und im RStBl S. 384 abgedruckt worden. Außerdem 
enthält das RStBl auf S. 387 u. f. eine umfangreiche Be- 
gründung zu dem Geſetz. - 

Die Einführung in das neue Geſetz geſchieht am prat- 
tiſchſten und ſchnellſten dadurch, daß ich die Unterſchiede 
zwiſchen der neuen Regelung und dem bisherigen 
Geſetz erörtere. Hinweis auf die Abſchnitte 4 bis 14. Bevor 
ich mich dieſer Erörterung zuwende, weiſe ich noch kurz auf 
die beiden grundſätzlichen Regelungen hin, in denen das bis⸗ 
herige und das neue Geſetz übereinſtimmen. 


2. Die Beſteuerung des Rechtsvorgangs 


Soll der wirtſchaftliche Vorgang des Umſatzes 
oder der Rechtsvorgang befteuert werden, der den 
Übergang des Eigentums zum Gegenſtand hat? 
Dieſe Frage iſt ſchon oft geprüft, ſtets aber im Sinn der 
Beſteuerung des Rechts vorgangs beantwortet worden. 
Alle früheren Grundwechſelabgaben ruhten auf Rechtsvor⸗ 
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gängen, jet es auf dem ſchuldrechtlichen Verpflichtungs⸗ 
geſchäft oder dem dinglichen Eigentumsübergang. Auch das 
bisherige Geſetz war auf dieſer grundſätzlichen Regelung auf⸗ 
gebaut. Die Vorgänge des Rechtsverkehrs laſſen ſich 
einfach und zuverläſſig ermitteln. Der 
wirtſchaftliche Vorgang des Umſatzes iſt wegen der 
Vielgeſtaltigkeit der wirtſchaftlichen Zwecke oft ſchwer zu be⸗ 
ſtimmen und zu erfaſſen. Es erſchien auch jetzt ausgeſchloſſen, 
den feſten Boden der Beſteuerung des Eigentumswechſels 
oder der auf den Eigentumswechſel abzielenden Rechts⸗ 
geſchäfte zu verlaſſen und den ſchwer greifbaren Vorgang 
des Umſatzes zum Haupttatbeſtand zu erheben. §1 des Ge⸗ 
ſetzes beginnt demgemäß damit, daß er die Rechtsvor⸗ 
gänge bezeichnet, die der Steuer unterliegen. 


3. Der Grundſtücksbegriff des bürgerlichen Rechts 


Der Grundſtücksbegriff des bürgerlichen Rechts ift bei- 
behalten worden. Es iſt nun aus der Begründung (S. 388) 
zu erſehen, daß die Frage geprüft worden iſt, ob es gerecht⸗ 
fertigt fei, den Grund befi g begriff des Reichsbewer⸗ 
tungsgeſetzes zu übernehmen, zumal dieſer Begriff 
für die andere große auf den Grundbeſitz gelegte Steuer, 
die, Grundſteuer, maßgebend iſt. Die Begründung 
weiſt auf die Weſensunterſchiede hin, die zwiſchen der 
Grund ſteuer und der Grunderwerb ſteuer beſtehen, 
und legt die Gründe dar, die gegen eine Verwertung 
des Grundbeſitzbegriffs für das GrEStG ſprechen. Es 
würde nicht dem Sinn der Grunderwerbſteuer entſprechen, 
die beweglichen Betriebsmittel der Landwirtſchaft dieſer 
Steuer zu unterwerfen. Das neue Geſetz iſt aber entſprechend 
ſeinem Grundgedanken, den übergang des Un beweglichen 
mit der Steuer zu belegen, nicht bei der Beibehaltung des 
Grundſtücksbegriffs des bürgerlichen Rechts ſtehen geblieben. 
Es hat davon abgeſehen, die Beſtimmung des früheren Ge⸗ 
ſetzes zu übernehmen, daß grundſtücksgleiche Rechte zu den 
Grundſtücken gerechnet werden, und hat allgemein die Ge⸗ 
werbeberechtigungen aus der Beſteuerung mit der Grund- 
erwerbſteuer herausgenommen. — 


Ich erörtere die Anderungen gegenüber denr biz- 
herigen Geſetz in der Reihenfolge, in der ſie in dem neuen 
Geſetz enthalten ſind. Die Anderungen ſind zu einem Teil 
grundſätzlicher Natur, zum anderen Teil betreffen ſi 
Einzelregelungen. Zu den Abweichungen grundſätzlicher 
Natur gehören der Übergang von der Beſteuerung des 
Eigentumswechſels zu der Beſteuerung des Verpflichtungs⸗ 
geſchäfts und die Abkehr von der Steuerberechnung auf der 
Grundlage des Einheitswerts. 


4. Die Beſteuerung des Verpflichtungsgeſchäfts 


Der bedeutſamſten Anderung begegnen wir bereits im 
§ 1 Abſatz 1 Ziffer 1 des Geſetzes. Es heißt hier: 


Der Grunderwerbſteuer unterliegt ein Kaufvertrag 
oder ein anderes Rechtsgeſchäft, das den Anfpruch 
auf übereignung eines Grundſtücks be 
gründet. 

Das bisherige Geſetz unterwarf der Steuer grundſätzlich 
($ 1) den Eigentumsübergang. Ein zur Übertra⸗ 
gung des Eigentums verpflichtendes Geſchäft wurde 
erſt mit dem Ablauf eines Jahres ſteuerpflichtig, wenn dem 
Verpflichtungsgeſchäft nicht innerhalb dieſer Zeit der Eigen⸗ 
tumsübergang gefolgt war. Außerdem wurden zugleich mit 
dem Eigentumsübergang die dem Eigentumsübergang vor⸗ 
ausgegangenen Zwiſchengeſchäfte ſteuerpflichtig, die 
ihrerſeits nicht zum Eigentumsübergang geführt hatten. 
Beiſpiel: 

A verkauft an B, B an C. Vor Ablauf des Jahres läßt 
A das Grundſtück an C auf und wird C als Eigentümer im 
Grundbuch eingetragen. Der Beſteuerung unterlagen der 
Eigentumsübergang A—C und der Verkauf A— B. 


In der Begründung (S. 388) iſt ausgeführt, doß der 
Kaufvertrag für die an einem Grundſtücksgeſchäft Be- 
teiligten der wichtigſte Vorgang iſt. Im Vertrag ſind der 
Preis, die Zahlungsbedingungen, der Zeitpunkt der Beſitz⸗ 


übertragung und die ſonſtigen Vereinbarungen enthalten. 
Das Geſchäft iſt dadurch ſeinem ganzen Inhalt nach bindend 
feſtgelegt. Die Eintragung im Grundbuch, die nach erfolgter 
Auflaſſung den Eigentumsübergang herbeiführt, vollzieht 
ſich ohne Zutun der Beteiligten. Der Zeitpunkt hängt in 
vielen Fällen von Zufälligkeiten ab. Das neue Geſetz belegt 
deshalb grundſätzlich das Verpflichtungsgeſchäft 
mit der Steuer. Die Auflaſſung und der Eigentumsüber⸗ 
gang ſind nur in den Fällen als Steuergegenſtand beibehal- 
ten worden, in denen es an einem ſchuldrechtlichen Geſchäft, 
mit dem die Verftenerung verbunden werden könnte, fehlt. 


Die Neuregelung hat außerdem in vielfacher Hin⸗ 
ſicht Vereinfachungen zur Folge, ſowohl für die Be⸗ 
ſteuerung ſelbſt als auch für das Beſteuerungs ber- 
fahren. Trotz der Beſteuerung des Eigentumsübergangs 
war es auch früher notwendig, auf das zugrunde liegende 
Verpflichtungsgeſchäft zurückzugreifen. So war die Gegen⸗ 
leiſtung aus dem Verpflichtungsgeſchäft zu entnehmen, und 
es war das Grundſtück in dem Zuſtand zu bewerten, in dem 
es die Vertragsbeteiligten zum Gegenſtand des ſchuldrecht⸗ 
lichen Geſchäfts gemacht hatten. 


Meiſpiel: 

Hatte der Erwerber in der Zeit zwiſchen dem Kauf und 
dem Eigentumsuübergang auf dem Grundſtück ein Gebäude er- 
richtet, jo war trotz des Eigentumsübergangs von Grundſtück 
und Gebäude die Bewertung auf das Grundſtück ohne das Ge⸗ 
bäude abzuſtellen. 


Jetzt braucht man nicht bei der Beſteuerung des einen Vor⸗ 
gangs auf einen zurückliegenden Vorgang zurückzugreifen 
und den zu verſteuernden keilweiſe umzudeuten, ſondern es 
wird der ſteuerpflichtige Vorgang nach ſeinen eigenen 
Merkmalen der Beſteuerung unterzogen. Noch weſentlicher 
ſind die Vereinfachungen bei der Beſteuerung der häufig 
vorkommenden Zwiſchengeſchäfte. Ich bleibe bel dem 
einfachen Beiſpiel: 


A verkauft an B, Ban C, A läßt an C auf. Steuerpflicht trat 
bisher ein für den Kauf AB und den Eigentumsuͤbergang 
A- C. Hier tauchen folgende Fragen auf: Wer find die 
Steuerſchuldner für die beiden Rechtsvorgänge! A und 
B für den erſten und A und C für den zweiten Vorgang, alſo 
A zweimal und B einmal? Das geht nicht an. Außerdem: 
Übertragungen vom Vater auf den Sohn find ſteuerfrei, Y fei 
der Vater des C. Entfiel die Steuerfreiheit, weil das 
Geſchäft BE der Steuer gar nicht unterlag? Ebenſo aus⸗ 
geſchloſſen. Schließlich: A hat an B für 80 000 RM, B an C 
für 90 000 RM verkauft. Wie kam man zu der Beſteuerung 
der 90 000 NM? Zu den gebotenen Ergebniſſen gelangte man 
erſt im Weg der Auslegung dadurch, daß man den Fall ſo be⸗ 
trachtete, als wenn jedem Verpflichtungsgeſchäft ein Eigen⸗ 
tumsübergang nachgefolgt wäre. Heute löſen ſich alle Schwie⸗ 
rigkeiten bon ſelbſt. Werden der Kaufvertrag A--V und der 
Kaufvertrag B—C beſteuert, fo find Steuerſchuldner für den 
erſten Vertrag A und B, für den zweiten Vertrag B und C; 
der erſte Vertrag ift nach der Gegenleiſtung von 80 000 NM, 
der zweite nach der Gegenleiſtung von 90000 RM zu ver⸗ 
ſteuern; der zweite Vertrag ift ſteuerfrei, wenn B der Vater 
des C ijt. Es ſtellt auch ein befriedigendes Ergebnis dar, daß 
die Rechtsgeſchäfte zwanglos in der Reihenfolge verſteuert 
werden, in der ſie ſich ereignet haben, und daß nicht, wie in 
dem Beiſpiel, ein ſpäterer Rechtsvorgang zu verſteuern 
und aus dieſem Anlaß zugleich die Steuer zu einem der 
beiden vorangegangenen Geſchäfte zu erheben iſt. 


Die Vereinfachung des Beſteuerungs verfahrens 
beruht auf folgendem: Mit dem Abſchluß des Verpflich⸗ 
tungsgeſchäfts war eine Steuerſchuld noch nicht entſtanden. 
Zur Eintragung in das Grundbuch bedurfte der Erwerber 
der ſteuerlichen Unbedenklichkeitsbeſcheinigung, d. h. der Be⸗ 
ſcheinigung, daß der Eintragung ſteuerliche Bedenken nicht 
entgegenſtehen. Dieſe wurde regelmäßig nur erteilt, wenn 
der Erwerber einen der vorausſichtlichen Höhe der Steuer 
entſprechenden Betrag einzahlte. Dieſen Betrag hatte das 
Finanzamt zu errechnen und dem Erwerber bekanntzugeben. 
Gegen die Bekanntgabe war nur die Beſchwerde zuläſſig. 
Nach Eintritt der Steuerpflicht hatte ſich das Finanzamt mit 
dem Steuerfall erneut zu befaſſen. Seimmte der end- 
gültig berechnete Steuerbetrag mit dem zunächſt bekannt⸗ 
gegebenen Betrag überein, ſo erteilte das Finanzamt einen 
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Erledigungsbeſcheid, gegen den ein Rechtsmittel nicht qe 
geben war. Meinte der Steuerpflichtige, zuviel gezahlt zu 
haben, ſo war er auf das Erſtattungsverfahren angewieſen. 
In dieſem Verfahren war es ihm aber verwehrt, ſolche 
Gründe noch einmal geltend zu machen, die er bereits im 
Beſchwerdeverfahren vorgebracht hatte. Er konnte dieſe 
Gründe aljo überhaupt nicht beim Rc anbringen. Die 
doppelte Inanſpruchnahme des Finanzamts und 
die Beſchränkung des Steuerpflichtigen im Rechts⸗ 
mittelverfahren ſind durch die neue Art der Beſteuerung be⸗ 
ſeitigt. Es wird ſogleich ein Steuerbeſcheid erteilt, gegen den 
das Berufungsverfahren mit der hinſichtlich des Vorbrin⸗ 
gens nicht eingeſchränkten Rechtsbeſchwerde an den NJS 
gegeben iſt. 


5. Die Beſteuerung des Meiſtgebots im Zwangsverſteige- 

rungsverfahrens 

Der ſteuerpflichtige Vorgang in Zwangsverſteigerungs⸗ 
verfahren war nach dem bisherigen Geſetz der Zuſchlag. 
Mit der Erteilung des Zuſchlags geht das Eigentum an dem 
verſteigerten Grundſtück auf den Erſteher über. Bei der 
Abtretung der Rechte aus dem Meiſtgebot erhält der Mb- 
tretungsempfänger unmittelbar den Zuſchlag. Um hier zu 
der gebotenen doppelten Beſteuerung zu gelangen, betrachtete 
man die Sache ſo, als ob zuerſt der Meiſtbietende und darauf 
der Abtretungsempfänger das Grundſtück erworben hätten. 

Das Meiſtgebot iſt ſelbſtverſtändlich kein ſchuldrecht⸗ 
liches Verpflichtungsgeſchäft. Der Meiſtbietende erwirbt 
aber mit dem Meiſtgebot den Anſpruch darauf, daß ihm das 
Eigentum an dem verſteigerten Grundſtück durch den Zu⸗ 
ſchlagbeſchluß des Verſteigerungsgerichts übertragen wird. 
Der Anſpruch auf Übertragung des Eigentums im Weg des 
Zuſchlags iſt in ſeiner rechtlichen Bedeutung dem Anſpruch 
auf Übereignung ähnlich, der durch ein ſchuldrechtliches Ge⸗ 
ſchäft begründet wird. Deshalb iſt nunmehr im Zwangsver⸗ 
ſteigerungsverfahren das Meiſtgebot zum Gegenſtand 
der Beſteuerung genommen worden (§ 1 Abſatz 1 Ziffer 4). 
Dadurch ergibt ſich die Beſteuerung der beiden Vorgänge im 
Fall der Abtretung der Rechte aus dem Meiſtgebot von ſelbſt. 


6. Die „Vereinigung aller Anteile“ in der Hand eines 

Konzerns 

Um Steuerumgehungen zu verhindern, ſchreibt das 
neue Geſetz in Übereinſtimmung mit dem bisherigen Geſetz 
vor: Gehört zum Vermögen einer Geſellſchaft ein Grund- 
ſtück, ſo unterliegt der Beſteuerung auch die Übertragung 
eines oder mehrerer Anteile der Geſellſchaft, wenn durch die 
Übertragung alle Anteile der Geſellſchaft in der Hand des 
Erwerbers allein oder in der Hand des Erwerbers und 
ſeines Ehegatten oder ſeiner Kinder vereinigt werden. 
Ohne dieſe Vorſchrift könnte man, da die Übertragung von 
Geſellſchaftsanteilen uicht ſteuerpflichtig iſt, ein Grundſtück 
ſteuerfrei in die Hand bekommen, indem man nicht das 
Grundſtück, ſondern die (ſämtlichen) Anteile der Geſellſchaft 
erwirbt, der das Grundſtück gehört. Die Neuerung beſteht 
nun darin, daß auch ein Konzern als „eine Hand“ be⸗ 
trachtet wird (§ i Abſatz 3 Ziffer 1). Größere Unternehmen 
mit weitgehender geſellſchaftlicher Verſchachtelung konnten 
die Entſtehung der Steuer im allgemeinen dadurch umgehen, 
daß ſie die Anteile in der Hand mehrerer abhängiger Unter⸗ 
nehmen oder in der Hand des herrſchenden und eines ab⸗ 
hängigen Unternehmens vereinigten. Nur in beſonders 
gearteten Fällen der Verſchachtelung war es mit Hilfe des 
Steueranpaſſungsgeſetzes möglich, den Erwerb der Anteile 
durch verſchiedene Geſellſchaften des Konzerns ſteuerlich zu 
erfaſſen. In der Frage, wann ein Konzern vorliegt, ſchließt 
fich das Geſetz nicht an § 15 des Aktiengeſetzes, ſondern au 
§2 Abſatz 2 des Umſatzſteuergeſetzes an. Die natür- 
lichen und Rechtsperſonen und Perſonenvereinigungen, 
zwiſchen denen die dort bezeichneten Beziehungen beſtehen, 
werden als ein Konzern betrachtet. Dabei iſt im neuen Geſetz 
der Einfachheit wegen die Bezeichnung „herrſchende und ab⸗ 
hängige Unternehmen“ gewählt worden. Die Bezugnahme 
auf das Umſaßzſteuergeſetz liegt im Sinn der Einheit des 
Steuerrechts und erleichtert zugleich die Anwendung der 
Vorſchrift. Die Grunderwerbſteuerſtelle des Finanzamts 


braucht nur bei der Umſatzſteuerſtelle nachzufragen, ob auf 
die in Betracht kommenden Unternehmen § 2 Abſatz 2 UStG 
angewendet wird. 


7. Die Gewerbeberechtigungen 

Im bisherigen Geſetz (82) wurden zu den Grund- 

ſtlicken auch die Berechtigungen gerechnet, auf welche die 
Vorſchriften des bürgerlichen Rechts über Grundſtücke An⸗ 
wendung finden. Dieſe Berechtigungen, allgemein grund⸗ 
ſtücksgleiche Rechte genannt, ſind aber Rechte, keine 
Grundſtücke. Das iſt auch der Standpunkt des bürgerlichen 
Rechts; denn auf dieſe Berechtigungen ſollen nur die Vor⸗ 
ſchriften über Grundſtücke angewendet werden, 
insbeſondere un für Zwecke der Kreditaufnahme eine ein- 
heitliche Belaſtung der Berechtigung (3. B.: der Vahnein⸗ 
heit) zu ermöglichen. Das GrEStG will nur den Umſatz 
von Grundſtücken, den Umſatz des Unbeweglichen, jtenerlich 
erfaſſen. Aus diefem Grund werden die grundſtücksgleichen 
Rechte nicht mehr zu den Grundſtücken gerechnet. Nur das 
Erbbaurecht und das Erbpachtrecht ſind den 
Grundſtücken gleichgeſtellt (§ 2 Abſatz 2 Ziffern 1 und 2). 
Dieſe Rechte gewähren dem Berechtigten und ſeinen Erben 
derart enge und zeitlich weitreichende Beziehungen zu dem 
Grundſtück, daß ihre Gleichſtellung mit den Grundſtücken 
gerechtfertigt iſt. 
Die grundſtücksgleichen Rechte ſind, abgeſehen von dem 
Erbbaurecht und dem Erbpachtrecht, faſt ausſchließlich Ge⸗ 
werbeberechtigungen. Werden die Gewerbeberechti⸗ 
gungen den Grundſtücken nicht zugerechnet, wenn ſie grund⸗ 
ſtücksgleiche Rechte ſind, ſo liegt es im Sinn ihrer gleich⸗ 
mäßigen Behandlung, fie auch dann nicht der Beſteuerung 
zu unterwerfen, wenn fie Grundſtücksbeſtandteile find. Die 
Gewerberechtigungen werden deshalb allgemein nicht zu den 
Grundſtücken gerechnet (§ 2 Abſatz 1 Ziffer 2). 

Durch die ſoeben beſprochene Regelung iſt auch die ein⸗ 
heitliche ſteuerliche Beurteilung der Apothekenberech⸗ 
tigungen in Preußen herbeigeführt worden. Die aus 
der Zeit vor dem Gewerbeedikt vom 2. November 1810 ſtam⸗ 
menden Apotheken privilegien find entweder als ſelb⸗ 
ſtändige Gerechtigkeiten oder dem jeweiligen Eigentümer 
eines beſtimmten Grundſtücks verliehen worden. Im erſten 
Fall find fie grundſtücksgleiche Rechte, wenn fie ein Grund- 
buchblatt erhalten haben, im zweiten Fall find fie Grund- 
ſtücksbeſtandsteile. Die aus der Zeit zwiſchen dem Gewerbe⸗ 
edikt und der Kabinettsorder vom 30. Juni 1894 ſtammen⸗ 
den ver äußerlichen und vererblichen Mpo- 
thekenberechtigungen ſind weder grundſtücksgleiche Rechte 
noch Grundſtücksbeſtandteile. Nach dem bisherigen 
Recht war nun die Veräußerung der Apothekenprivilegien, 
die ein Grundbuchblatt erhalten haben, und der Privilegien, 
die Grundſtücksbeſtandteile ſind, ſteuerpflichtig, die Ver⸗ 
äußerung der übrigen Privilegien und der veräußerlichen 
und vererblichen Apothekenberechtigungen ſteuerfrei. Nach 
dem neuen Geſetz ijt allgemein und einheitlich keine 
Steuerpflicht gegeben. Es bleibt aber immer die Nachprü⸗ 
fung offen, ob der Teil des Geſamtkaufpreiſes, der bei 
gemeinſamem Verkauf des Grundſtücks und der Berechti⸗ 
gung auf die Berechtigung gerechnet wird, nicht zu hoch an⸗ 
geſetzt iſt und in Wirklichkeit zum Teil zu der Gegenleiſtung 
jür das Grundſtück gehört. Die rein perſönlichen 
Apothekenberechtigungen aus der Zeit ſeit der Kabinetts⸗ 
order von 1894 ſind überhaupt keine Rechte, die einer Ver⸗ 
äußerung fähig ſind. Der etwa auf den „Verzicht“ gerechnete 
Kaufpreisteil iſt nichts anderes als ein Teil der Gegen⸗ 
leiſtung für das allein verkaufte Grundſtück. 


8. Die neue Steuerbefreiung für den Arbeiterwohuſtätteubau 

Der Erwerb von Grundſtücken zum Bau von Wob- 
nungen war im bisherigen Geſetz nicht allgemein 
von der Steuer befreit und konnte auch im neuen Gelek 
nicht allgemein befreit werden. Grundſätzlich muß jeder 
Volksgenoſſe, der ein Grundſtück erwirbt, um darauf Woh- 
nungen zu errichten, die Grunderwerbſteuer zahlen, ebenſo 
wie er die anderen Koſten des Erwerbs und die Koſten der 
Bebauung aufzubringen hat. Eine ftenerfiche Vergünſtigung 
kann nur für die Schaffung ſolcher Wohnungen in Betracht 
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kommen, bei denen die Koſten mit Rückſicht auf die wirt⸗ 
ſchaftlichen Verhältniſſe der Perſonen, für die die Wohnun⸗ 
gen beſtimmt ſind, beſonders niedrig gehalten werden 
mijjen. Eine Ausnahmebehandlung dieſer Art von Woh- 
nungsbauten iſt deswegen geboten, weil ein dringliches Be⸗ 
dürfnis beſteht, eine genügende Zahl derartiger Wohnungen 
zu ſolchen Preiſen herzuſtellen, daß die Koſten oder Mieten 
auch für wirtſchaftlich ſchlechter geſtellte Perſonen auf 
die Dauer tragbar ſind. 


Auf dieſem Grundgedanken beruht die Steuerbefreiung 
für den gemeinnützigen Kleinwohnungsbau, die 
ſchon im bisherigen Geſetz enthalten war und mit einigen 
Anderungen in das neue Geſetz übernommen worden iſt. 
Dieſelben Geſichtspunkte wie für den Kleinwohnungsbau 
gelten aber auch für den Arbeiterwohnſtättenbau. 
Gerade der Bau von Arbeiterwohnſlätten jol der minder- 
bemittelten Bevölkerung zugute kommen. Die Koſten 
und Mieten miiſſen hier mit Rückſicht auf die wirtſchaftlichen 
Verhältniſſe der Volksgenoſſen, für die die Wohnſtätten be- 
ſtimmt ſind, beſonders niedrig gehalten werden. Für 
die Arbeiterwohnſtätten kam noch das folgende hinzu: 
Gemäß § 1 der Verordnung über die Förderung von 
Arbeiterwohnſtätten vom 1. April 1937 (RGV I S. 437) 
find vom Reich geförderte Kleinſiedlungen, Volkswohnun— 
gen, Heuerlings⸗ und Werkwohnungen ſowie Eigenheime 
für ländliche Arbeiter und Handwerker ohne weiteres als 
Arbeiterwohnſtätten anzuſehen; fie find die „geborenen“ 
Arbeiterwohnſtätten. Außerdem gelten als Arbeiterwohn⸗ 
ſtätten die Wohnſtätten, die als ſolche anerkannt ſind, nach⸗ 
dem feſtgeſtellt worden iſt, daß ſie nach Größe, Art und 
Ausſtattung als Dauerwohnungen für die Arbeiterſchaft be- 
ſtimmt ſind und von ihr benutzt werden ſollen, daß außer⸗ 
dem die Laſten oder Mieten angemeſſen und für die Arbeiter⸗ 
ſchaft auf die Dauer tragbar find („gekorene“ Arbeiterwohn⸗ 
ſtätten). Der Erwerb von Grundſtücken zur Schaffung von 
Kleinſiedlungen und den oben bezeichneten Heuerlings- und 
Werkwohnungen und Eigenheimen iſt bereits durch Sonder— 
vorſchriften außerhalb des Grunderwerbſteuergeſetzes von 
der Beſteuerung ausgenommen. Genießt hierdurch die 
Schaffung eines Teils der Arbeiterwohnſtätten bereits 
die Vergünſtigung, ſo iſt es gerechtfertigt, die Vergünſtigung 
dem anderen Teil, den Volkswohnungen und den be- 
ſonders anerkannten Arbeiterwohnſtätten, nicht zu verſagen. 


Wegen des Inhalts der Befreiungsvorſchrift im ein⸗ 
zelnen weiſe ich auf 8A Abſatz 1 Ziffer 2 des Geſetzes und 
auf die Begründung S. 395 und S. 396 hin. 


9. Die Befreiung für das agrarrechtliche und forſtrechtliche 

Auseinanderſetzungsverfahren 

Anf dem Gebiet der Land- und Forſtwirtſchaft beſtehen 
aus fritherer, teilweiſe ſehr lange zurückliegender Zeit 
noch Nutzungsrechte einzelner Perſonen und gemeinſame 
Nutzungsrechte von Perſonenmehrheiten. Die Nutzungs- 
rechte der Perſonenmehrheiten find entweder auf gemein- 
ſchaftlichem Eigentum oder auf gemeinſchaftlichem Nutzungs⸗ 
recht begründet. Dieſe Nutzungsrechte beeinträchtigen 
meiſtens eine zweckmäßige und den höchſtmög⸗ 
lichen Ertrag abwerfende Bewirtſchaftung der Grund- 
ſtücke. Der nationalſozialiſtiſche Staat läßt ſich im Intereſſe 
des Volksganzen die Hebung der Forſtkultur und der allge- 
meinen Landeskultur beſonders angelegen fein. Deshalb 
ſind die zuſtändigen Stellen um die Beſeitigung dieſer alten 
Nutzungsrechte bemüht. Zu den ſchon aus früherer Zeit 
ſtammenden Ablöſungsgeſetzen und Gemeinheitsteilungs⸗ 
ordnungen ſind deshalb auch in letzter Zeit noch neue Vor⸗ 
ſchriften hinzugekommen. Ein Beiſpiel bietet die Verord⸗ 
nung zur Förderung der Nutzholzgewinnung vom 30. Juli 
1937 (RG Bl I S. 876). Nach dieſer Verordnung find Sol- 
nutzungsrechte umzuwandeln oder abzulöſen, wenn die 
Leiſtung des Verpflichteten nur dadurch erfüllt werden kann, 
daß Holz, welches zur Verwendung als Nutzholz geeignet iſt, 
als Brennholz aufgearbeitet wird (wenn alſo der Nutzungs— 
berechtigte als Brennholz wertvolles Nutzholz er 
halten müßte) oder wenn die Holznutzungsrechte die volts- 


wirtſchaftlich befte forſtliche Bewirtſchaftung des Wald- 
grundſtücks in anderer Weiſe hindern. Dieſes Beiſpiel zeigt 
deutlich, worum es der Reichsregierung bei der Beſeitigung 
der alten Nutzungsrechte zu tun iſt. Die Ablöſungen und 
Aufteilungen in dem hier erwähnten Sinn werden erleichtert 
durch die Steuerbefreiungsvorſchrift im SA Abſatz ! Ziffer 3 
Buchſtabe c. 


10. Der Übergang auf eine Geſamthand und von einer 
Geſamthand 


Ich beginne mit einem Beiſpiel: A und B ſind je 
zur Hälfte Miteigentümer eines Grundſtücks, jeder von 
ihnen hat an dem Grundſtück (ideelles) Bruchteilseigentum 
zur Hälfte. Sie veräußern das Grundſtück an eine Offene 
Handelsgeſellſchaft, an der fie ebenfalls je zur Hälfte be- 
teiligt find. Es vollzieht jich hier ein Eigentums- 
wechſel, auf den die für eine Eigentumsübertragung 
maßgebenden Grundſätze des bürgerlichen Rechts Anwen⸗ 
dung finden. Das Einbringen unterliegt infolgedeſſen 
grundſätzlich der Beſteuerung nach den allgemeinen Wor- 
ſchriften des Grunderwerbſtenerrechts. Das bisherige 
Geſetz hat die Härte, die in der Erhebung der vollen Steuer 
liegt, durch die Vorſchrift gemildert, daß in ſolchen Fällen 
der Umwandlung von Vruchteilseigentum in Geſamthand— 
eigentum und umgekehrt von Geſamthandeigentum in 
Bruchteilseigentum die Steuer jo berechnet werden ſollte, 
als wenn die Mitberechtigten auch an dem Geſamthand— 
eigentum nach Bruchteilen berechtigt wären. Der Bruchteil 
des Erwerbers ſollte unberückſichtigt bleiben. Das hatte 
aber nicht, wie man auf den erſten Blick annehmen möchte, 
in Höhe der gleichbleibenden Beteiligung volle Steuer- 
freiheit zur Folge. Die Vorſchrift war dahin auszulegen, 
daß ein Tauſch von Teilen der Miteigentumsanteile ſtatt⸗ 
fand. A gab die Hälfte ſeines Miteigentumsanteils zu⸗ 
gunſten des Bund B die Hälfte ſeines Miteigentumsanteils 
zugunſten des A auf. Die Steuer wurde deshalb von zwei 
halben Miteigentumsanteilen, d. h. im Ergebnis zur 
Hälfte erhoben. Bei dret gleichmäßig Beteiligten 
ergab fich eine Steuer von zwei Drittel, bei vier Beteiligten 
eine Stener von drei Viertel. Es bedarf keiner Erörterung, 
daß dieſe Steuerberechnung für die Beteiligten noch eine 
Härte bedeutete und von ihnen im Hinblick auf den gleich— 
bleibenden wirtſchaftlichen Inhalt ihrer Rechte nicht verſtan⸗ 
den wurde. Das neue Geſetz ſieht deshalb im §5 und im 
§ 6 bor, daß für die Umwandlung von Bruchteilseigentum 
in Geſamthandeigentum und ebenſo für die Umwandlung 
von Geſamthandeigentum in Bruchteilseigentum keine 
Steuer zu erheben iſt, wenn die Beteiligten nach der Um— 
wandlung im gleichen Verhältnis am Grundſtück berechtigt 
ſind wie vorher. Die Steuer iſt nur inſoweit zu erheben, 
als bei der Rechtsänderung ein Teilnehmer einen höheren 
Anteil erhält, als ſeiner bisherigen Beteiligung entſpricht. 
Tas gilt auch für den übergang von Grundſtücken aus der 
Geſamthand in das Alleineigentum eines Mitberechtigten 
und umgekehrt. 


Entſprechendes ift im 87 für die Umwandlung von qe- 
meinſchaftlichem Eigentum in Fl cheneigenkum ale 
geordnet. Wird Geſamthandeigentum oder Bruchteilseigen⸗ 
tum in Flächeneigentum umgewandelt, ſo wird die Steuer 
in Höhe der gleichbleibenden Beteiligungen nicht erhoben. 
Veſondere Bedeutung hat dieſe Vorſchrift für Erbausein⸗ 
anderſetzungen. Oft entſpricht es den Belangen der Mit⸗ 
erben, die Erbengemeinſchaft aufzulöſen, bevor ſich die Mit⸗ 
erben über die Aufteilung der Grundſtücke einig geworden 
ſind. Die Miterben erwerben deshalb an den Grundſtücken 
zunächſt Bruchteilseigentum. Die für Erbauseinanderſetzun⸗ 
gen geltende Befreiungsvorſchriſt (83 Ziffer 3) gilt nur für 
die Begründung der Miteigentumsrechte; denn mit dieſer 
Teilung iſt die Auseinanderſetzung rechtlich vollendet. Nach 
dem neuen Geſetz ift auch die nachfolgende Auflöſung 
des. Miteigentums an den Grundſtücken oder die 
ſonſtige flächenweiſe Aufteilung der mehreren oder des einen 
Grundſtücks ſteuerfrei, ſoweit nicht ein Teilnehmer einen 
höheren Anteil erhält, als feiner bisherigen Vetefligung 
entſpricht. 
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11. Die Neuregelung des „Rettungserwerbs“ 


Von einem Rettungserwerb ſpricht man, wenn ein 
Grunopfandgläubiger in der Zwangsverſteigerung zur Ret- 
tung ſeines eingetragenen Rechts das mit dem Pfandrecht 
belaſtete Grundſtück erwirbt. Grundpfandgläubiger find 
Hypothekengläubiger, Grundſchuldgläubiger, Rentenſchuld— 
gläubiger und Reallaſtgläubiger. Hier erwirbt der Grund— 
pfandgläubiger das Grundſtück nicht, weil ihm an dem Er— 
werb des Grund ftii ds gelegen ift, Sondern deshalb, 
weil er jene Hypothek oder ſein ſonſtiges Grundpfand— 
recht retten will, Ter Hypothekengläubiger muß das 
Grundſtück übernehmen, weil kein anderer ſeine Hypothek 
ausbietet. Das neue Geſetz (89) enthält ebenſo wie das bis⸗ 
berige Geſetz eine Vergünſtigung für dieſen Rettungserwerb. 
Tie Vorſchrift enthält mehrere Einzeländerungen in der 
Regelung der Vorausſetzungen, von deren Erfüllung die 
Steuervergünſtigung abhängt. Auf ſie ſoll hier nicht näher 
eingegangen werden. Ich weiſe inſoweit auf die Begründung 
S. 402 u. f. hin. 

Das Geſoetz bringt aber auch zwei grundlegende 
Abweichungen vom bisherigen Geſetz. Die Steuerver— 
günſtigung für den Rettungserwerb wird aus dem Geſichts⸗ 
punkt heraus gewährt, daß der Erwerb des Grundſtücks zur 
Rettung des Grundpfandrechts erforderlich iſt. Deshalb 
ſcheidet die Vergünſtigung entſprechend der früheren Rege— 
lung aus, wenn der Grundpfandgläubiger das Grundſtück 
auf Grund eines Meiſtgebots erworben hat, das (kurz ge⸗ 
ſagt) den zu rettenden Betrag und die dem Pfandrecht im 
Rang vorhergehenden Rechte überſtieg (89 Abſatz 1 Ziffer 2). 
Darüber hinaus iſt die Gewährung der Vergünſtigung mit 
Rückſicht auf ihren Zweck dann nicht gerechtfertigt, wenn ſich 
der Erwerb des Grundſtücks in Verbindung mit ſeiner 
Weiterveräußerung überhaupt als ein gutes Geſchäft 
für den Pfandgläubiger herausſtellt. Deshalb iſt im § 9 
Abſatz 2 beſtimmt worden, daß die Steuer n acherhoben 
wird, wenn der Pfandgläubiger oder ſein Erbe das Grund⸗ 
ſtück innerhalb von fünf Jahren zu einem Entgelt weiter— 
veräußert, das die beim Crwerbsvorgang aufgewendete 
Gegenleiſtung überſteigt (Hinweis auf 89 Abſatz 2 und 
die dartige Regelung im einzelnen). 

Das bisherige Geſetz gewährte einen Re ch ts 
anſpruch auf die Vergünſtigung nur für den Rettungs— 
erwerb im Zwangsberſtei gerungsberfahren. 
Für einen entſprechenden Erwerb im Weg der rechtsgeſchaft— 
lichen Übereignung war nur eine Vergünſtigung aus Villig- 
keitsgründen vorgeſehen. Das neue Geſetz ſieht ſchon bei 
der Enteignung vor, daß eine für den Fall der Enteignung 
getroffene Vorſchrift auch dann gilt, wenn ein Grundſtlſick 
zur Vermeidung der Enteignung freiwillig veräußert wird 
(S11 Abſatz 1 Ziffer 7). Der Gedanke, der dieſer Vorſchrift 
zugrunde liegt, findet auch im 89 Abſatz 3 des neuen Geſetzes 
Ausdruck, indem hier beſtimmt iſt, daß die Steuervergünſti— 
gung für den Rettungserwerb auch gilt, wenn der Grund- 
bfandgläubiner zur Rettung ſeines Rechts das mit dem 
Pfandrecht belaſtete Grundſtück durch Kaufvertrag 
erwirbt. Der Grundſtückspfandgläubiger, der das Grund— 
ſtück freihändig übernehmen könnte, foll nicht das umſtänd⸗ 
liche und das Gericht belaſtende Verſteigerungsverfahren 
nur aus dem Grund herbeiführen, um die erſtrebte Ver⸗ 
günſtigung mit Rechtsanspruch zu erzielen. In der Begrün— 
bung Mt auf S. 403 noch ausdrlicklich darauf hingewieſen, 
daß die Vergünſtigungsvorſchrift auf den freihändigen Er- 
werb nur anwendbar ift, wenn durch den Kauf die 
Jwangsberſteigerung des Grundſtücks vermic- 
den wird. 

12. Die grundſätzliche Berechnung der Steuer von der 

Gegeuleriſtung 

Dem bisherigen Geſetz gemäß wurde die Steuer 
bon dem Wert (Einheitswert) des Grundſtlücks De: 
rechnet. Ter Veräußerungspreis war nur dann 
maßgebend, wenn er Dö h er war als der Einheitswert. In 
der Begründung (S. 101) ift ausgeführt, daß ſich die Ein 
Deitawerte im allgemeinen nicht als Beſteuerungs- 
grundlage bei der Grunderwerbſteuer eignen. Maßgebend 
müßte ein auf den Tag des Grundſtückserwerbs 
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feſtgeſtellter Wert fein. Die Einheitswerte werden aber für 
einen beſtimmten Jahresanfang feſtgeſetzt und bleiben für 
einen beſtimmten Zeitraum (meiſt ſechs Jahre) maß⸗ 
gebend. Allgemeine Werterhöhungen und Wertminderungen 
führen grundſätzlich nicht zu einer Anderung des Einheits⸗ 
werts. Liegen in Zeiten der Verſchlechterung der Konjunktur 
die Einheitswerte allgemein über den Verkaufspreiſen und 
damit auch über den Verkehrswerten, ſo ijt es nicht gerecht— 
fertigt, die Steuer allgemein nach dieſen hohen Werten zu 
berechnen. In Zeiten aufſteigender Konjnnktur bleiben die 
Einheitswerte hinter den Verkehrswerten zurück; ſie ſcheiden 
dann auch Schon nach der bisherigen Regelung als Grund⸗ 
lage für die Steuerberechnung aus. Lagen in ſolchen Zeiten 
einzelne Einheitswerte über den mit aller Mühe zu erzielen⸗ 
den Kaufpreiſen, wie z. B. bei Schlöſſern und großen Villen, 
ſo führte die Steuerberechnung nach den Einheitswerten zu 
Unbilligkeiten und Härten. Soweit der Einheitswert ein 
Ertragswert iſt, eignet er ſich ſchon ſeiner Natur nach nicht 
als Unterlage für die Berechnung der Steuer für einen me 
ſatzvorgang. Aus allen dieſen Gründen iſt die Regelung, die 
int bisherigen Geſetz getroffen war, aufgegeben worden. 
Die Steuer wird 8 10 gemäß vom Wert der Gegen- 
leiſtung berechnet. Der Ein heitswert iſt nur 
dann maßgebend, wenn eine Gegenleiſtung nicht vor- 
handen oder nicht zu ermitteln iſt, und außerdem aus De- 
ſonderen Gründen bei der Vereinigung und der Weiterüber— 
tragung aller Anteile an Geſellſchaften mit Grundbeſitz. 


13. Die Erweiterung des Begriffs der Gegenleiſtung 


Die Vorſchriften iiber die Gegenleiſtung ſind im 811 
Abſätze 1 und 2 umfaſſender als bisher ausgeſtaltet worden. 
Hur Erleichterung der Geſetzesanwendung durch alle Betei⸗ 
ligten umſchreibt das Geſetz im einzelnen die Gegenleiſtung 
für alle wichtigeren Arten der Grundſtücksgeſchäfte. Außer— 
dem iſt der Begriff der Gegenleiſtung aber erweitert 
worden. Tas bisherige Geſetz verſtand unter der Gegen⸗ 
leiſtung nur das, was der Erwerber des Grundſtücks auf 
Grund der Vereinbarung mit dem Veräuße Fr 
zu gewähren verpflichtet war. Das neue Gefetz geht weiter. 
Es beurteilt die Gegenleiſtung nicht allein nach den zwiſchen 
den Beteiligten getroffenen Vereinbarungen, ſondern ſtellt 
darauf ab: Was wendet der Käufer auf, um das Grundſtück 
zu erlangen, und was erzielt der Verkäufer aus dem Verkauf 
des Grundſtücks? 811 Abſatz 3 jicht deshalb vor, daß der 
Gegenleiſtung gewiſſe Leiſtungen des Nän fers an 
Dritte und gewiſſe Leiſtungen, die der Verkä ufer 
von Dritten erhält, hin zuzurechnen find und 
außerdem Leiſtungen, die dem Erwerber des Grundſtücks 
bei Genehmigung des Erwerbsvorgangs durch die Ge— 
nehmigungsbehörde auferlegt werden. 

Beſondere Bedeutung kommt in der jetzigen Zeit der 
borgeſchriebenen Hinzurechnung der zuletzt erwähnten Reiz 
ſtungen zu. Hier iſt klargeſtellt, daß die Steuer auch von 
der Ausgleichs zahlung zu berechnen iſt, die dem 
Käufer eines Grundſtücks aus nichtarfſcher Hand gegebenen⸗ 
falls bei der Genehmigung des Kaufs auf Grund des 88 
der Verordnung über den Einſatz des jüdiſchen Vermögens 
vom 3. Dezember 1938 (RGBI I S. 1709) auferlegt wird. 
Es würde dem Volksempfinden widerſprechen, wenn die 
beiden folgenden Fälle verſchieden beſteuert würden: A kauft 
ein Grundſtück von einem Arier für 100000 RM: B zahlt 
fiir ein gleiches Grundſtück SO 000 RM an den nichtariſchen 
Verkäufer und entrichtet eine Ausgleichsabgabe an den Staat 
in Höhe von 20 000 RM. Die Hinzurechnungen gelten für 
das Zwangsverſtergerungs verfahren ebenſo 
wie für den freihändigen Erwerb. Es würde wiederum 
nicht zu verſtehen ſein, wenn B von der Beſtenerung der 
Ausgleichszahlung frei kommen würde, falls er das Grund- 
ftit in der Zwangsverſteigerung erwirbt. 


14. Die Erhöhung der ſteuerlichen Belaſtung beim Gin- 
bringen in Kapitalgeſellſchaften d 
Für das Einbringen in Kapitalgeſellſchaften ſahen 

§19 a des bisherigen Geſetzes und 838 des Finanzausgleich⸗ 

geſetzes die Ermäßigung der dreiprozentigen Reichsſteuer 
auf zwei v. H. und den Fortfall des Zuſchlags vor. Dieſe Ver⸗ 
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glinftigungen ſtammen aus dem Steuermilderungsgeſetz 
vom 31. März 1926 (RGBl I S. 185). Durch das Stener- 
milderungsgeſetz war bezweckt worden, wirtſchaftlich gebotene 
Betriebszuſammenſchlüſſe durch Steuererleichterungen zu 
fördern. Heute erſcheint es nicht mehr gerechtfertigt, die 
Vergünſtigung in dem bisherigen weiten Umfang zu ge- 
währen. Es iſt zwar die Ermäßigung der Steuer auf zwei 
v. H. beibehalten, die volle Befreiung vom Zuſchlag aber 
aufgegeben worden. Der Zuſchlag beträgt die Hälfte des in 
dem betreffenden Kreis beſchloſſenen Zuſchlags, regelmäßig 
aljo 1 v. H. Außerdem ift die Vorſchrift über die Ermäßi⸗ 
gung der Reichsſteuer geändert worden. Der ermäßigte 
Steuerſatz findet nur noch Anwendung, „ſoweit“ (micht 
mehr „wenn“) Grundſtücke in eine Kapitalgeſellſchaft 
gegen Gewährung von Geſchäftsrechten eingebracht werden. 
Das folgende Beiſpiel verdeutlicht die Anderung: Ein 
Grundſtück im Wert von 250000 RM wird gegen Gewäh⸗ 
rung junger Aktien im Wert von 50 000 RM, gegen Aber- 
nahme von Hypotheken im Betrag von 100 000 RM und 
gegen eine Barzahlung von 100 000 RM in eine Aktien⸗ 
geſellſchaft eingebracht. Früher war der Steuerſatz von 
zwei v. H. auf den ganzen Betrag von 250 000 RM, heute 
ift er nur auf den Teilbetrag von 50000 RM anzuwenden. 


15. Schlußbemerkung 
Ich habe zur Einführung in das neue Geſetz die wich⸗ 
tigen Anderungen gegenüber dem bisherigen Recht erörtert. 


Das Geſetz enthält aber noch Abweichungen, anf die ich im 
Rahmen dieſes Aufſatzes nicht eingehen konnte. Ich weiſe 
auf die folgenden Vorſchriften hin: 


§ 1 Abſ. 5: Ein Erſatztatbeſtand folgt dem Saupttatbeitand 
und umgekehrt, 

§ 4 Abſ. ! Ziffer 1 Buchſt. d: Rücknahme und Wiederver⸗ 
äußerung des Eigenheims, 

§ 4 Abf. 1 Ziffer 4 Buchſt. o: Unentgeltliche Grundſtücks⸗ 
hergabe auf Grund des Geſetzes über die Muf- 
ſchließung von Wohnſiedlungsgebieten, 


Abf. 2: Nichterfüllung des ſteuerbegünſtigten Zwecks, 
§ 8 Abſ. 5: Geſetzliche Vergünſtigung zugunſten der 


Kämpfer für die nationale Erhebung, 

: Keine Steuer von der Steuer, 

Fälligkeit der Steuer erſt binnen einem Monat 
mit Rückſicht auf die Vorverlegung der Ent- 
ſtehung der Steuerſchuld, 

ſ. 1: Keine Erſtattung bei rückgängig gemachten, 
aber nicht ordnungsmäßig angezeigten Er— 
werbsvorgängen, 

Andere örtliche Zuſtändigkeit bei Verſchmelzun⸗ 
gen. 


Der Grundbesitz bei der Einheitsbewertung des Betriebsvermögens 
Von Oberregierungsrat Dr. Maede/, Berlin, Reichsfinanzministerium 


Inhalt: 


1. Einführung, 
2. Vegriff und Bedeutung der Betriebsgrundſtücke, 
3. Vorausſetzungen der Betriehsgrundſtücke, 


1. Einführung 

Der 1. Januar 1940 ift der Stichtag für eine neue 
Einheitsbewertung des Betriebsver⸗ 
mögens. Die Bewertung des Betriebsvermögens wird 
im Altreich, in der Oſtmark, im Sudetengau, im Memelland 
und im Gebiet der ehemaligen Freien Stadt Danzig dreh 
geführt. Sie umfaßt damit das ganze Reich außer 
dem Protektorat und den eingegliederten 
Oſtgebieten. Das Vetriebsvermögen kann auch 
Grundbeſitz enthalten. Die folgenden Ausführungen 
befaſſen ſich mit der Frage, wie der Grundbeſitz, der zum 
Betriebsvermögen gehört, bei der Einheitsbewer— 
kung des Betriebsvermögens zu behandeln iſt. 


2. Begriff und Bedeutung der Betriebsgrundſtücke 


Grundbeſitz, der zum Betriebsvermögen gehört, 
wird als Betriebsgrundſtück bezeichnet. Es gehört 
dazu derjenige Grundbeſitz, der losgelöſt von ſeiner Zu— 
gehörigkeit zum gewerblichen Vetrieb zum Grundver⸗ 
mögen gehören oder einen land- und fortwirt⸗ 
ſchaftlichen Betrieb bilden würde (857 R BewG). 

Die Betriebsgrundſtücke find danach kein ſelb— 
ſtändiger Teil des Grundbeſitzes. Sie find die 
jenigen Teile des Grundbeſitzes, die aus dem fand- 
und forſtwirtſchaftlichen Vermögen und dem 
Grundvermögen ausgeſchieden und dem Be— 
triebsvermögen zugerechnet werden. Die wirtſchaft⸗ 
lichen Einheiten des land- und forſtwirtſchaftlichen 
Vermögens und des Grundvermögens verlieren dadurch 
ihre Bezeichnungen als land- und forſtwirtſchaftlicher Be- 
trieb und als Grundſtück. Sie heißen einheitlich Be⸗ 
triebsgrundſtücke. Sie ind auch keine ſelbſtändigen 
wirtſchaftlichen Einheiten mehr. Sie werden zu wirt- 
ſchaftlichen Untereinheiten ($214 Ziffer 2 AO). 


4. Feſtſtellung der Eigenſchaft als Betriebsgrundſtück, 
5. Wertanſatz für Vetriebsgrundſtücke. 


Es wird damit zum Ausdruck gebracht, daß fie die Eigen- 
ſchaft einer ſelbſtändigen wirtſchaftlichen Einheit verloren 
haben und jetzt zu einer übergeordneten wirt⸗ 
ſchaftlichen Einheit, dem gewerblichen Ve- 
trieb, gehören. 


Die Zahl der Betriebsgrundſtücke, die ohne 
die Zugehörigkeit zu einem gewerblichen Betrieb land- 
und forſtwirtſchaftliches Vermögen ſein 
würden, Ht nicht groß. Es gibt insgeſamt nur 26 466 Be- 
triebsgrundſtücke dieſer Art. Sie ſtellen nur 0,5 v. H. aller 
land- und forſtwirtſchaftlichen Betriebe einſchließlich der ent- 
ſprechenden Betriebsgrundſtücke dar. Ihre Betriebsfläche 
umfaßt mit 466 548 Hektar 1,1 v. H. der geſamten Betriebs- 
fläche. Ihr Einheitswert beträgt mit 422,109 Millionen 
Reichsmark 1,0 v. H. des geſamten Einheitswerts der land- 
und forſtwirtſchaftlichen Betriebe. 


Die Zahl der Betriebsgrundſtücke, die ohne 
die Zugehörigkeit zu einem gewerblichen Betrieb zum 
Grundvermögen gehören würden, ift mit 817177 
erheblich größer. Sie umfaßt 14,7 v. H. aller Grundſtücke. 
Ihr Einheitswert ergibt mit 23,777 Milliarden Reichsmark 
30,3 v. H. des Geſamteinheitswerts aller Grundſtücke. 


3. Vorausſetzungen der Betriebsgrundſtücke 


Grundbeſitz iſt Betriebsgrundſtück, wenn er 
zu einem gewerblichen Betrieb gehört. Das 
Reichsbewertungsgeſetz unterſcheidet zwei Arten von gewerb— 
lichen Betrieben: 


1. Gewerblicher Betrieb ift einmal die wirtſchaftliche Cin- 
heit, die dem Betrieb eines Gewerbes als 
Hauptzweck dient und fid aus Wirtſchaftsgiitern yi- 
ſammenſetzt, die dem Betriebsinhaber gehören (851 Mb- 
fak 1 RBewcg). 


Deutsche Steuer-Zeitung und Wirtschattlicher Beobachter 7129. dahrg. / Nr. 17 27. April 1940 S. 199 


2. Die andere Art des gewerblichen Betriebs wird ohne 
weiteres von den Wirtſchaftsgütern gebildet, die ge⸗ 
wiſſen Körperſchaften, Perſonenver⸗ 
einiqungen und Vermögensmaſſen gee 
hören (§ 56 Abſatz 1 RBewg). 


Grundbeſitz ift demgemäß Betriebsgrundſtück, wenn er 
dem Betrieb eines Gewerbes dient und dem In⸗ 
haber des Gewerbebetriebs gehört. Gehört der Grundbeſitz 
einer Körperſchaft, Perſonenvereinigung oder Ver⸗ 
mögensmaſſe, die im 856 R Beo aufgeführt iſt, fo ift er 
ohne weiteres Betriebsgrundſtück. Wie er verwendet wird 
oder welchem Zweck er dient, ift ohne Bedeutung. Rör- 
perſchaften im Sinn des 856 RBewGkönnen 
nur Betriebsvermögen haben. Das gilt auch 
dann, wenn fie ein Gewerbe im Sinn des SH RBewc nicht 
betreiben. 

Beiſpiel: 

Ein Mietwohngrundſtück im Eigentum einer Gmb ift ſtets 
Betriebsvermögen. 

Die Land- und Forſtwirtſchaft, die von einer Gmbch be- 
trieben wird, iſt ein gewerblicher Betrieb, obwohl im 854 
Abſatz 3 RBewG ausdrücklich beſtimmt ift, daß die Land- und 
Forſtwirtſchaft, wenn fie den Hauptzweck des Unternehmens 
bildet, nicht als Gewerbe gilt. 


Die geſchilderte Regelung gilt aber nur für in- 
ländiſche Körperſchaften im Sinn des 8 56 
RBewG. Grundbeſttz einer ausländiſchen Körper» 
ſchaft iſt nur dann Betriebsgrundſtück, wenn er einem im 
Inland betriebenen Gewerbe dient, für das im 
Inland eine Betriebſtätte unterhalten wird oder ein 
ſtändiger Vertreter beſtellt ift (SS 56 Abſatz 2 und 77 Abſatz 2 
Ziffer 3 RBewG). 

Die Auswirkung der verſchiedenen Behandlung in- 
ländiſcher und ausländiſcher Körperſchaften für den Grund- 
beſitz zeigt ſich in den folgenden Beiſpielen: 

Beri pides 

A. Ein unbebautes Grundſtück im Eigentum einer in län- 
diſchen Körperſchaft im Sinn des § 56 NBewmG iſt ſtets 
Betriehsgrundſtück. Gehört das Grundſtück einer aus- 
ländiſchen Körperſchaft, fo iſt es nur dann Betriebsgrund— 
ſtück, wenn es im Betrieb z. B. als Lagerplatz verwendet wird. 

D. Ein landwirtſchaftlicher Betrieb einer inländiſchen Körper 
ſchaft im Sinn des $ 56 R BewG iſt ſtets Betriebsgrundſtück. 
Gehört er einer ausländiſchen Körperſchaft, ſo iſt er nur 
dann Betriebsgrundſtück, wenn er Nebenbctrieb des inländiſchen 
Betriebsvermögens der Körperſchaft iſt. 


Grundbeſitz, der ohne die Zugehörigkeit zu dem gewerb— 
lichen Betrieb Grundvermögen ſein würde und nicht einer 
Körperſchaft im Sinn des 856 RBewc gehört, kann auch 
dann Betriebsgrundſtück ſein, wenn er nur teil- 
weiſe dem gewerblichen Betrieb dient. Die 
Verwendung für den gewerblichen Betrieb muß aber mehr 
als die Hälfte des Grundſtücks, gemeſſen an ſeinem 
Wert, umfaſſen. In dieſem Fall ift das ganze Grunde 
ftid Betriebsgrundſtück. Dient das Grundſtück 
nur zur Hälfte oder zu einem kleineren Teil ſeines 
Werts dem gewerblichen Betrieb, ſo gehört das ganze 
Grundſtück zum Grundvermögen ($ 57 Abſatz 2 
RVBewG). 

Ein Grundſtück ift niemals Betriebsgrund— 
ſtülck, wenn es mehreren Perſonen gehört. Es 
kommt in dieſem Fall nicht darauf an, in welchem Umfang 
es dem gewerblichen Betrieb eines der Beteiligten dient 
(849 RVBew d). 

Beiſpiel: 
A und V jind Eigentümer eines Grundſtücks. A verwendet 


das Grundſtück ganz für ſeinen Gewerbebetrieb. Das Grund⸗ 
ſtück ift nicht Betriebsgrundſtſück. 


J. Feſtſtellung der Eigenſchaft als Betriebsgrundſtück 

Das Betriebsvermögen wird durch das Ve- 
triebsfinanzamt im Einheitswertverfah⸗ 
ren bewertet. Betrrebs finanzamt iſt das Finanz 
amt, in deſſen Bezirk ſich bei einem inländiſchen Betrieb die 


Geſchäftsleitung befindet (8 72 Ziffer 2 AO). Das Ein⸗ 
heitswertverfahren iſt das Verfahren, in dem der 
Einheitswert für das Bekriebsvermögen feſtgeſtellt wird. 

Die wichtigſte Feſtſtellung, die im Einheits⸗ 
wertverfahren zu treffen iſt, iſt die Feſtſtellung des Werts 
der wirtſchaftlichen Einheit. Sie iſt aber nicht die 
einzige Feſtſtellung. Es it im Einheitswertver⸗ 
fahren außerdem, ſoweit es für die Veſteuerung erforderlich 
iſt, feſtzuſtellen, welcher Art der bewertete Gegenſtand 
tt, und wen: er bei der Beitenerung zuzurechnen if 
(8216 AD). 

Dieſe Feſtſtellungen werden für die Betriebs- 
grundſtücke nicht in dem Verfahren zur Feſtſtel⸗ 
lung des Einheitswerts für den gewerblichen Ve- 
trieb getroffen. Betriebsgrundſtücke find wirtſchaftliche 
Untereinheiten. Wirtſchaftliche Untereinheiten unterliegen 
einer ſelbſtändigen Bewertung. Es wird für fie der Ein- 
heitswertgeſondert feſtigoſtellt (8 214 Ziffer 2 AO). 
Das geſchieht nicht durch das Betriebsfinanzamt, ſondern 
durch das Belegenheits finanzamt. Belegenheits⸗ 
finanzamt iſt das Finanzamt, in deſſen Bezirk das Betriebs⸗ 
grundſtück liegt (872 Ziffer 1 AO). 

Betriebsfinanzamt und Velegenheitsfinanzamt können 
dasſelbe Finanzamt ſein. 

Beiſpiel: 

Der Fabrikbeſitzer Paul Müller führt ſeinen Fabrik⸗ 
betrieb auf dem Grundſtück Bergſtraße 33 in Dortmund. Die 
Geſchäftsleitung der Firma befindet ſich auf demſelben Grund⸗ 
ſtück. Betriebsfinanzamt und Belegenheitsfinanzamt iſt in 
dieſem Fall das Finanzamt Dortmund. 


Das Betriebsgrundſtück wird innerhalb des 
Finanzamts trotzdem gewöhnlich von einer ander en 
Dienſtſtelle bewertet als der gewerbliche Betrieb. Die 
meiſten Finanzämter haben für die Bewertung des Grund⸗ 
beſitzes beſondere Bewertungſtellen eingerichtet. Die 
Bewertung des Betriebsvermögens wird dagegen faſt allge⸗ 
mein von den Dienſtſtellen durchgeführt, denen die Ver- 
anlagung zur Einkommenſteuer, Umſatzſteuer und Ber- 
mögenſteuer obliegt. 

Die Feſtſtellungen des Einheitswertver⸗ 
fahrens erſtrecken ſich auch bei den wirtſchaftlichen Unter— 
einheiten auf den Wert, die Art und die Zurechnung 
des Bewertungsgegenſtands. Die Feſtſtellung der Art ot- 
ſcheidet bei den Vetriebsgrundſtücken die Fragen, ob Grund⸗ 
beſitz Betriebsgrundſtück ift und zu welche mim gewerblichen 
Betrieb er gehört (§ 216 Abſatz 1 Ziffer 1 Sätze 1 und 3 
AO). Die Feſtſtellung über die Zurechnung beſagt, wer 
ſteuerrechtlich Eigentümer des Betriebsgrundſtücks iſt. 

Die Feſtſtellungen, die in dem Einheitswertyerfahren 
liber die Betriebsgrundſtücke als wirtſchaftliche Unterein— 
heiten getroffen werden, werden dem Einheitswert⸗ 
beſcheid für den gewerblichen Betrieb gu- 
grunde gelegt (8218 Abſatz 3 AO). Das bedeutet, daß 
die im Einheitswertverfahren getroffenen Feſtſtollun⸗ 
gen über Wert, Art und Zurechnung der wirtſchaftlichen 
Untereinheit ſo übernommen werden müſſen, 
wie ſie im Einheitswertbeſcheid getroffen worden ſind. Es 
können im Einheitswertverfahren über den gewerblichen 
Vetrieb keine Einwendungen mehr gegen die in 
dem Einheitswertbeſcheid über das Betriebsgrund⸗ 
jti d getroffenen Feſtſtellungen erhoben werden. Der Eins 
heitswertbeſcheid über den gewerblichen Betrieb kann ins⸗ 
beſondere nicht mit der Begründung angefochten werden, 
daß die in dem Einheitswertbeſcheid über das Betriebs- 
grundſtück getroffenen Feſtſtellungen unzutreffend ſeien 
(§ 231 Abſatz 2 AD). 

Beiſpiel: 

A ift Eigentümer eines Einfamilienhanſes. Das Ein- 
familienhaus ijt bei der Einheitsbewertung auf den 1. Januar 
1935 als Betriebsgrundſtück innerhalb des gewerblichen Ve: 
triebs des A bezeichnet worden. Der Wert des Einfamilien⸗ 
hauſes wird demgemäß bei der Feſtſtellung des Einheitswerts 
für den gewerblichen Betrieb berückſichtigt. Der Einheitswert 
des gewerblichen Betriebs wird auf 501 000 Reichsmark feſt⸗ 
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geſtellt. A wird deshalb zur Aufbringungsumlage Jeran- 
gezogen. Er ficht daraufhin den Einheitswertbeſcheid für den 
gewerblichen Betrieb mit der Begründung an, das Einfamilien⸗ 
haus ſei kein Betriebsgrundſtück. 

Das Rechtsmittel muß zurückgewieſen werden. Die Frage, 
ob das Einfamilienhaus Betriebsgrundſtück iſt oder nicht, kann 
nur im Einheitswertverfahren über die Bewertung des Gin- 
familienhauſes entſchieden werden. 


Nicht nur der Steuerpflichtige iſt an die Feſtſtellung 
des Einheitswertverfahrens ſiber den Grundbeſitz gebunden. 
Auch das Betriebsfinanzamt, das den Cinheits⸗ 
wert für den gewerblichen Betrieb ſeſtzuſtellen hat, kann von 
dem Einheitswertbeſcheid für den Grunde 
beſitz nicht abweichen. Es muß die Feſtſtellungen 
des Einheitswertverfahrens über den Grundbeſitz fo über: 
nehmen, wie ſie getroffen worden ſind. Die Feſiſtellungen 
gelten für das Betriebsfinanzamt ſo lange, bis der Einheits⸗ 
wertbeicherd über den Grundbeſitz entſprechend geändert ijt: 
e ee e 
A. A hat fein Einfamilienhaus, das in den Einheitswert des ge⸗ 

werblichen Betriebs einbezogen worden iſt, veräußert. Das Be⸗ 
triebsfinanzamt hat davon Kenntnis erhalten. 

Es darf trotz dieſer Kenntnis den Grundbeſitz nicht aus 
dem Einheitswert des Betriebsvermögens herausnehmen, ſo⸗ 
lange nicht ein Beſcheid des Belegenheitsfinanzamts darüber 
borliegt, daß das Einfamilienhaus nicht mehr dem A zuzu- 
rechnen iſt. 

B. Eine Aktiengeſellſchaft B hat im Jahr 1939 ein Mietwohn⸗ 
grundſtück erworben. Es iſt bei der Einheitsbewertung des 
Grundſlücks auf den 1. Januar 1985 der Gmb G zugerechnet 
worden. Die Veräußerung hat zur Folge, daß eine Zu⸗ 
rechnungsfortſchreibung für das Grundſtück auf den 1. Januar 
1940 vorzunehmen iſt. Es kann bei der Feſtſtellung des Ein⸗ 
heitswerts für den gewerblichen Betrieb der Aktiengeſellſchaft 
A erſt bexückſichtigt werden, wenn die Zurechnungsfortſchrei⸗ 
bung durchgeführt iſt. 


Die Feſtſtellung, daß Grundbeſitz Bekriebs⸗ 
grundſtück ift, it ohne Bedeutung, wenn der 
Grundbeſitz einer Kapitalgeſellſchaft im Sinn des 
S 56 RBeweß zuzurechnen iſt. Geſellſchaften dieſer Art 
können nur Betriebsvermögen haben. Iſt in 
einem ſolchen Fall die Feſtſtellung, daß Grundbeſitz Vertriebs: 
grundſtück ift, im Einheitswertbeſcheid unterblieben, fo 
braucht fie trotz § 216 Abſatz 2 AO nicht in einem Gr- 
gänzungsbeſcheid nachgeholt zu werden. Es gilt 
auch inſoweit der Grundſatz des § 216 Abſatz 1. AO, daß der⸗ 
artige Feſtſtellungen nur zu treffen ſind, ſoweit ſie erforder— 
lich ſind. 


Beiſpiel: 

Eine Aktiengeſellſchaft iſt Eigentümerin eines Mietwohn⸗ 
grundſtücks. Das Grundſtück ijf Betriebsgrundſtück (88 56 
und 57 R BewG). Das Belegenheitsfinanzamt hat es ber- 
ſäumt, das Grundſtück im Einheitswertbeſcheid als Betriebs⸗ 
grundſtück zu bezeichnen. Ein Ergänzungsbeſcheid darüber, 
daß das Grundſtück Betriebsgrundſtück ijt, ergeht nicht. 


Die Feſtſtellung, daß Grundbeſiz Betriebs- 
grund ſtlück ift, jest das Beſtehen eines gewerb⸗ 
lichen Betriebs voraus, zu dem der Grundbeſitz gehört. 
Die Feſtſtellung darüber, ob ein gewerblicher Ve- 
trieb vorhanden iſt, wird gewöhnlich erſt getroffen, wenn 
das Einheitswertver fahren über den 
Grundbeſitz durchgeführt iſt. Iſt die Frage zu 
bejahen, ſo geſchieht das in dem Verfahren zur Feſtſtellung 
des Einheitswerts für den gewerblichen Betrieb. Iſt ſie zu 
verneinen, ſo geſchieht das mittelbar bei der Veranlagung 
zur Vermögenſteuer. Es kann vorkommen, daß Grunde 
beſitz im Verfahren zur Feftitellung feines Einheitswerts 
als Betriebsgrundſtück eines beſtimmten gewerb⸗ 
lichen Betriebs bezeichnet wird, daß aber im Vermögen 
ſteuerveraulagungsverfahren das Beſtehen eines ſolchen 
gewerblichen Betriebs verneint wird. 
fete 

Ein Turnverein iſt Eigentümer eines Hauſes. Er benutzt 
das Haus für turneriſche Zwecke, geſellige Zwecke und ſonſtige 
Vereinszwecke. Das Belegeuheitsſinanzgamt, das den Einheits 
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wert des Grundſtücks feſtſtellt, bezeichnet das Grundſtück als 
Betriebsgrundſtück, weil der Turnverein eine Körperſchaft im 
Sinn des § 56 RBewG fei. 

Das Finanzamt der Geſchäftsleitung (§ 73 a Abſatz 6 AO) 
ſtellt dagegen bei der Veranlagung des Turnvereins zur Ver⸗ 
mögenſteuer feſt, daß der Verein keine Körperſchaft im Sinn 
des § 56 NRew® ſei. Er unterhalte auch keinen Gewerbe- 
betrieb im Sinn des § 54 RBewG. 


Welche der beiden Eutſcheidungen, die in 
dem obigen Beiſpiel enthalten find, gilt, kann nicht 
zweifelhaft fein. Es kann nur die in Betracht kommen, die 
von dem Finanzamt der Geſchäftsleitung 
getroffen worden ijt. Das Beſtehen eines gewerblichen Ve- 
triebs iſt Vorausſetzung dafür, daß Grundbeſitz als 
Teil eines gewerblichen Betriebs Betriebsgrundſtück 
iſt. Ob ein gewerblicher Vetrieb vorhanden tit, kann nicht 
von dem Velegenheitsfinanzamt für den Grundbeſitz feft- 
geſtellt werden. Das kann nur durch das Betriebs 
finanzamt oder durch das Finanzamt der Ge— 
ſchäftsleitung geſchehen. Nur dieſes hat die erforder- 
lichen Unterlagen darüber. Das Belegenheitsfinanzamt kann 
nur feſtſtellen, ob Grundbeſitz Betriebsgrundſtück 
iſt, wenn ſeſtſteht, daß ein gewerblicher Betrieb 
vorhanden iſt. Iſt ein gewerblicher Betrieb nicht 
vorhanden, fo famm der Grundbeſitz nicht Be» 
kriebsgrundſtück fein. Es fehlt in dieſem Fall die 
erſte Vorausſetzung für die Cigenſchaft des Grundbeſitzes als 
Betriebsgrundſtück. 


Der Einheitswertbeſcheid über den Grund 
beſitz muß in einem ſolchen Ball geändert werden. Das 
kann im Rechtsmittelver fahren über dieſen Cin- 
heitswertbeſcheid geſchehen, wenn er noch nicht rechtskräftig 
geworden ift. Iſt Seine Rechtskraft ſchon eingetreten, fo 
kommt die Anwendung des 892 A O in Betracht. Dieſe 
Beſtimmung ſieht vor, daß Schreibfehler, Rechenfehler und 
ähnliche offenbare Unrichtigkeiten auch nach der 
Bekanntgabe oder Verkündung einer Verfügung berichtigt 
werden können. Die Beſtimmung gilt nicht nur für Schreib⸗ 
fehler uſw., ſondern auch für ſachliche Unrichtig⸗ 
leiten. Hinweis auf die Ausführungen von Staats: 
ſekretär Reinhardt und auf das Gutachten des Großen 
Senats des Reichsfinanzhofs im NS 1936 S. 101 und 
S. 919. Die offenbare Unrichtigkeit liegt in einem 
Fall wie dem oben geſchilderten darin, daß der Einheits— 
wertbeſcheid über den Grundbeſttz feſtſtellt, es handle ſich bei 
dieſem um ein Vetriebsgrundſtück, obwohl das Veſtehen des 
gewerblichen Betriebs, zu dem der Grundbeſitz gehören ſoll, 
in dem maßgebenden Verfahren verneint worden ift. 


Der Grundbeſitz muß freilich ſo lange als Betriebs: 
grundſtück behandelt werden, bis das Belegenheits⸗ 
finanzamt den Einheitswertbeſcheid für den 
Grundbeſitz entſprechend ändert. 


Beiſpiel: Í 
Das Haus des Turnvereins, das vom Belegenheitsfinanz⸗ 
amt im Einheitswertbeſcheid als Betriebsgrundſtück bezeichnet 
worden ijt, muß von dem Finanzamt der Geſchäftsführung bei 
der Veranlagung des Turnbereius zur Vermögenſteuer als Ve: 
triebsvermögen angeſetzt werden. 


Das Betriebsfinanzamt muß in einem ſolchen 
Fall das Belegenheitsfinanzamt darauf hin- 
weiſen, daß die Behandlung des Grundbeſitzes als Ve 
triebsgrundſtück nicht zutrifft, weil ein gewerblicher Betrieb 
nicht vorhanden ift. Das Belegenheitsfinanzamt wird dann 
den Einheitswertbeſcheid 8 92 AO gemäß enkſprechend 
ändern. Tut das Belegenheitsfinanzamt das nicht, To muß 
es von dem Oberfinanzpräſidenten dazu ange: 
wieſen werden. 


5. Wertanſatz für Vetriebsgrundſtücke 


Die Frage, mit welchem Wert Grundbeſitz bei der 
eſtſtellung des Einheitswerts für das Betriebsvermögen 
anzuſetzen ift, ift im 866 RBewö geregelt. Betriebsgrund— 
ſtücke find danach mit den für fie feſtgeſtellten Einheits 
werten anzuſetzen (866 Abſatz 4 Satz 2 RVews). 
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a) Inländiſche Betriebsgrundſtücke 


Als Einheitswerte werden die Werte bezeichnet, 
die nach den Vorſchriften des erſten Abſchnitts des zweiten 
Teils des Reichsbewertungsgeſetzes, d. h. nach den 88 20 bis 
66 RBewc geſondert feſtgeſtellt werden. Die Vorſchriften 
dieſes Abſchnitts gelten 8 27 RB gemäß nur für das 
inländiſche Sachvermögen. Das iſt das inländiſche 
land⸗ und forſtwirtſchaftliche Vermögen, 
das inländiſche Grundvermögen und das inländiſche 
Betriebsvermögen. Einheitswerte werden 
demgemäß für Betrjiebsgrundſtücke in der Regel 
nur feſtgeſtellt, wenn ſie im Inland liegen. Eine Be⸗ 
ſonderheit gilt für den Fall, daß ein Betriebsgrundſtück ſich 
auf das Inland und auf das Ausland erſtreckt 
und einem unbeſchränkt Vermögenſteuerpflichtigen gehört. 
Es ſind in einem ſolchen Fall zwei Einheitswerte 
feſtzuſtellen: einer für die geſamte wirtſchaftliche Unterein⸗ 
heit einſchließlich des ausländiſchen Teils (8 214 Ziffer 2 b 
AO) und einer nur für den inländiſchen Teil der wirtſchaft⸗ 
lichen Untereinheit (8 214 Ziffer 3 AO). Der Einheitswert 
für die geſamte wirtſchaftliche Einheit iſt 
ohne Bedeutung, wenn der Grundbeſitz ſich auf ein 
Land erſtreckt, mit dem ein Doppelbeſteuerun gs 
abkommen beſteht. Die Doppelbeſteuerungsabkommen 
ſehen in der Regel vor, daß die Liegenſchaften nur in dem 
Land beſteuert werden, in dem ſie liegen. 


Beiſpiel: 

Die Aktiengeſellſchaft B hat an der Grenge nach Litauen 
einen landwirtſchaftlichen Betrieb, der zur Halfte jenſeits der 
Grenze liegt. Das Belegenheitsfinanzamt hat zwei Ginheits- 
werte ſeſtzuſtellen: einen für den ganzen Betrieb einſchliehlich 
des ausländiſchen Teils und einen nur für den inländiſchen 
Teil. Das Betriebsfinauzamt, das den Einheitswert. für den 
gewerblichen Vetrieb feſtzuſtellen hat, hat den Einheitswert zu 
übernehmen, der für den ganzen Betrieb einſchließlich des 
ausländiſchen Teils feſtgeſtellt iſt. 

Würde der Grundbeſitz an der italieniſchen Grenze liegen, 
ſo würde der Einheitswert des inländiſchen Teils des Grund: 
beſitzes zu übernehmen ſein. Der Wert des ausländiſchen Teils 
wäre in dieſem Fall wegen des beſtehenden Doppelbeſteuerungs⸗ 
abkommens mit Italien für die inländiſche Beſteuerung ohne 
Bedeutung. 


Die Einheitswerte für den Grundbeſitz im Alt- 
reich find nach dem Stand vom 1. Jannar 1935 feſt⸗ 
geſtellt worden. Dieſe Werte ſind auch für die Einheits⸗ 
bewertung des Vetriebsvermögens auf den 1. Januar 1940 
maßgebend, ſoweit nicht Wertforlſchreibungen auf einen 
Feſtſtellungszeitpunkt nach dem 1. Januar 1935 vorgenom⸗ 
men worden ſind. Der Grundbeſitz im Altreich iſt bei 
der Einheitsbewertung des Betrieb'sver— 
mögens auf den 1. Januar 1940 demgemäß mit den 
Einheitswerten anzuſetzen, die ſich ber der Einheits⸗ 
wertfeſtſtellung auf den 1. Fanuar 1935 oder bei einer 
Wertfortſchreibung oder einer Nachſeſtſtellung auf einen 
[päteren Feſtſtellungszeitpunkt bis einſchließ⸗ 
lich 1. Januar 1940 für ihn ergeben haben. 


Eine andere Sachlage beſteht in der Oſtmark, 
im Sudetengau, im Memelland und im Gebiet 
der ehemaligen Freien Stadt Danzig. Es gab dort bisher 
außer in dem Gebiet der ehemaligen Freien Stadt Danzig 
keine Einheitswerte für den Grundbeſitz. Der 1. Januar 
1940 iſt deshalb in dieſen Gebieten nicht nur der Stichtag 
für eine Einheitsbewertung des Betriebsvermögens und 
eine Vermögenſteuerveranlagung. Er iſt auch der Stichtag 
für eine allgemeine Feſtſtellung der Ein- 
heitswerte des Grundbeſitzes. Der Grund 
beji in dieſen Gebieten it demgemäß bei der 
Heſtſtellung der Einheitswerte für das Betriebsvermögen 
mit den Einheitswerten anzuſetzen, die auf den 
1. Januar 1940 feſtzuſtellen find. 


Die Tätigkeit der Vetriebsfinanzämter 
beſchränkt ſich bei dem EGrundbeſitz, für den Einheitswerte 
feſtzuſtellen ſind, darauf, die von den Belegenheitsfinanz⸗ 
amtern feſtgeſtellten Einheitswerte bei der Zeititel- 


lung des Einheitswerts des gewerblichen Betriebs zu 

übernehmen. 

Beiſpiel: 

Ein Fabrikgrundſtück der Firma A liegt in Brandenburg. 

Sitz der Firma ift Fraulfurt a. O. Das Finanzamt in Bran⸗ 
denburg als Belegenheitsfinanzamt hat den Einheitswert des 
Fabritgrundſtücks auf 300 000 RM feſtgeſtellt. Das Finanz- 
amt Frankfurt a. O. als Betriebsfinanzamt hat dieſen Wert 
bei der Feſtſtellung des Einheitswerts für das Betriebsver⸗ 
mögen der Firma A zu übernehmen. 


b) Ausländiſche Betriebsgrundſtücke 
Einheitswerte find nicht feſtzuſtellen für den 
ausländiſchen Grundbeſitz. Ausländiſcher Grund- 
beſitz wird als ausländiſches Sachvermögen nicht nach den 
Vorſchriften der ŞE 20 bis 66 RBewG, ſondern nach den 
Vorſchriften des erſten Teils des Reichsbewertungsgeſetzes 
bewertet (826 R BewG). Die Werte, die nach dieſem 
Teil des Geſetzes ermittelt werden, find keine Cin- 
heitswerte. Es gibt für ſie kein geſondertes Feſtſtel⸗ 
lungsverfahren. Die ausländiſchen Betriebsgrundſtücke 
werden deshalb im Verfahren zur Feſtſtellung des Einheits⸗ 
werts des gewerblichen Betriebs durch das Betriebs- 
finanzamt bewertet. Die Zuſtändigkeit der Be- 
triebsfinanzämter für die Ermittlung dieſer Werte ergibt 
fich daraus, daß ein Belegenheits finanzamt im 
Sinn des 8 72 Ziffer 1 AO für derartigen Grundbeſitz 
nicht vorhanden iſt. 
Beiſpiel: 

Eine Aktiengeſellſchaft, die ihre Geſchäftsleitung in Köln 
hat, hat ein Lagergrundſtück in einem holländiſchen Ort. Es 
beſteht kein Doppelbeſteuerungsabkommen mit Holland. Der 
Wert des Betriebsgrundſtücks wird gebraucht. Eine Einheit- 
wertfeſtſtellung kommt nicht in Betracht. Es handelt ſich un 
ausländiſchen Grundbeſitz. Der Wert iſt vom Betriebsfinang⸗ 
amt jelbjtandig zu ermitteln. 

Bewertungsmaßſtäbe des erſten Teils des 
Reichsbewertungsgeſetzes ſind der gemeine Wert und der 
Teilwert. Der gemeine Wert iſt der Wert mit der 
grundſätzlichen Geltung. Er ift bei Bewertungen zugrunde 
zu legen, ſoweit nichts anderes vorgeſchrieben 
tjt. Eine beſondere Vorſchrift ift im § 12 RB für die 
Bewertung der Wirtſchaftsgüter enthalten, die einem 
Unternehmen dienen. Sie ſind in der Regel mit 
dem Teilwert anzuſetzen. Die Betriebsgrund⸗ 
ſt ü che find nach ihrer Begriffsbeſtimmung Wirtſchafts⸗ 
güter, die zu einem gewerblichen Betrieb gehören. 
Es wird auch für ſie die Bewertung mit dem Teil⸗ 
wert in Betracht kommen, wenn ſie im Ausland liegen 
und deshalb nach den Vorſchriften des erſten Teils des 
Reichsbewertungsgeſetzes zu bewerten ſind. Die Bewertung 
der ausländiſchen Betriebsgrundſtücke mit dem Teilwert 
iſt auch zweckmäßig. Sie gibt den Finanzämtern die 
Möglichkeit, von den Anſchaffungskoſten der Be: 
triebsgrundſtücke auszugehen. Die Finanzämter haben 
damit eine feſte Grundlage, auf der ſie die Bewertung 
aufbauen können. Die Bewertung mit dem gemeinen 
Wert würde infolge der Unkenntnis über die Verhältniſſe 
des Grundſtücksmarkts im Ausland erheblich ſchwie⸗ 
riger fen. Wegen der Ermittlung des Teil⸗ 
werks Hinweis auf Abſchnitt 26 VSN. ’ 

Bewertungsſtichtag ift für Betriebsgrundſtücke 
863 Abſatz 5 RVLewG gemäß der Feſtſtellungszeit⸗ 
punkt. Dieſer Stichtag iſt mit Rückſicht auf die Maßgeb⸗ 
lichkeit der Einheitswerte des inländiſchen Grund: 
beſitzes für die Grundſteuer eingeführt worden. 
Ausländiſcher Grundbeſitz wird zur Grund- 
ſteuer nicht herangezogen. Es fehlt damit der innere 
Grund, auch ſeiner Bewertung die Verhältniſſe im Feſt⸗ 
ſtellungszeitpunkt zugrunde zu legen. Es erſcheint deshalb 
trotz des Wortlauts des § 63 Abſatz 5 Ziffer 1 RBewo mög- 
lich, den ausländiſchen Grundbeſitz nach den 
Verhältniſſen im Abſchluß zeitpunkt (8 63 Abſätze 2 
bis 4 RBewch) zu bewerten. Es wird dadurch der Ausgleich 
von Vermögensänderungen nach dem Abſchlußzeitpunkt 8 64 
ABS gemäß vermieden. 
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Sinngemäße Anwendung des § 25 EStDB 1939 auf den 
firiegszuſchlag zur Einkommenſteuer für 1939 


Im Abſchnitt 4 des Aufſatzes über „Zweifelsfragen 
beim Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer“ 
(DEZ 1939 Nr 44) ijt ausgeführt worden, daß bei der Veran⸗ 
lagung des Kriegszuſchlags zur Einkommenſteuer auch die Vor⸗ 
ſchriften im § 25 ESt DB 1939 über den Ausgleich von Härten 
bei der Veranlagung anzuwenden ſind. Im Anſchluß daran iſt 
dargelegt worden, daß die Vorſchriften im § 25 ESt DB 1939 bei 
der Veranlagung für 1939 in der Regel keine prak⸗ 
tiſche Bedeutung haben. Dieſe Ausfuhrungen ſind durch 
den Rö F⸗Grlaß vom 10. April 1940 S 2907 — 66111 
beſtätigt worden. Der Rd§⸗Erlaß führt das folgende aus: 


„Der Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer für 1939 be- 
trägt in der Regel ein Sechſtel der um die anzurechnenden 
Steuerabzugsbeträge noch nicht gekürzten Einkommenſteuer 
für 1939. Hinweis auf Zeile 31 Spalte EZ des Einkommen⸗ 
ſteuerberechnungsbogens. Es iſt auf dieſen Kriegszuſchlag zur 
Einkommenſleuer der durch Steuerabzug einbehaltene Kriegs⸗ 
zuſchlag zur Einkommenſteuer, ſoweit er auf die in der Zeit 
vom 4. September bis 31. Dezember 1939 bezogenen Einkünfte 
entfällt, anzurechnen. Hinweis auf Zeile 33 Spalte Eg des 
Einkommenſteuerberechnungsbogens. Der verbleibende 
Betrag (Hinweis auf Zeile 34 Spalte EB des Einkommen⸗ 
ſteuerberechnungsbogens) iſt gegebenenfalls in ſinngemäßer 
Anwendung der Vorſchriften int § 25 ESLDB 1939 zu kürzen, 
wenn er die Hälfte der dort bezeichneten Hundertſätze 
überſteigt. Die Berechnung des Kriegszuſchlags zur Ein⸗ 
kommenſteuer ijt alfo ab der Zeile 31 Spalte EZ des Gin- 
kommenſteuerberechnungsbogens unabhängig von der Be⸗ 
rechnung der Einkommenſtener (Spalte ESt) durchzuführen. 


Beiſpiel: 

Einkommenſteuer (Zeile 31 Spalte ESt 
des Einkommenſteuerberechnungsbogens) 
davon ab die einbehaltenen Steuerabzugsbe⸗ 
träge vom Arbeitslonn . 332,78 „ 
verbleibender Betrag 233,22 RM. 
Dieſer Betrag ermäßigt ſich für den Steuerpflichtigen, wenn 
er der Steuergruppe III oder IV angehört, auf 10 v. H. der 
Einkünfte, von denen der Steuerabzug nicht vorzunehmen 

war (1618 RM), alfo von 233,22 RM auf 161,80 RM. 

Der Kriegszuſchlag zur Ein⸗ 
kommenſteuer (Zeile 31 Spalte Eg des 
Einkommenſteuerberechnungsbogens) beträgt 
ein Sechſtel der in der Zeile 31 Spalte ESt 
ausgewieſenen Einkommenſteuer * 

Davon ab der durch Steuerabzug einbe⸗ 
haltene Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer 59,80 n , 
verbleibender Betrag 34,20 RM. 

Eine Kürzung gemäß § 25 ESt 1939 unter⸗ 
bleibt, weil der Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer, 
der nach Anrechnung der durch Steuerabzug einbehaltenen 
Beträge verbleibt (34,20 RM), 5 v. H. der Einkünfte, von 
denen der Steuerabzug nicht vorzunehmen war (5 v. H. von 
1618 RM — 80,90 RM), nicht überſteigt. 


Die Vorſchriften im § 25 ESt Do 1939 werden bei der 
Veranlagung zum Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer für 
1939 im allgemeinen deshalb nicht praktiſch, weil der Kriegs⸗ 
zuſchlag zur Einkommenſteuer für 1939 nicht in Höhe der 
Hälfte, ſondern nur in Höhe eines Sechſtels der Ein⸗ 
kommenſteuer erhoben wird. 

Die Vorſchriften können aber in den Fällen von Bedeu- 
tung ſein, in denen der Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer 
durch Steuerabzug im Jahr 1939 nicht oder nicht in aus⸗ 
reichender Höhe erhoben worden ift. Das find insbeſondere die 
Fälle, in denen die Einkünfte, die dem Steuerabzug unter- 
liegen, die Freigrenze im $ 1 der Erſten EZ D nicht über⸗ 
ſchritten haben, oder dem Steuerpflichtigen vor dem 5. Sep⸗ 
tember 1939 zugefloſſen ſind (Hinweis auf § 5 der Erſten 
GDB). 

Beiſpiel: 
Das Einkommen eines Steuerpflichtigen der Steuer⸗ 
gruppe I ſetzt ſich für 1939 wie folgt zuſammen: 


566, — RM, 


94, — RM. 


Einkünfte aus nichtſelbſtändiger Arbeit 2 300 RM, 
Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung 350 „, 
Geſamtbetrag der Einkünfte . . 2650 RM, 
ab Sonderausgaben t 150 pon, 


Einkommen 2500 RMe. 


Na cher ichen 


Der Kriegszuſchlag beträgt nach der Cin- 


kommenſleuertabelle 50 RM. 


Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer ijt im Steuer⸗ 
abzugsverfahren nicht einbehalten worden. 

Der Betrag von 50 RM ermäßigt fich in ſinngemäßer 
Anwendung des § 25 ESt DB 1939 auf 10 v. H. der Gin- 
künfte, von denen der Steuerabzug nicht vorzunehmen 
war (350 Rahe), auf 35 RM.“ 


Durch dieſen NOF-Erlaf ift jetzt auch klargeſtellt, daß eine 
Umrechnung der Hälfte der im § 25 ESt Des 1939 bezeichneten 
Hundertſätze für 1939 nicht geſchieht. Es ift alfo in dieſer Hin- 
fidt belanglos, daß der Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer für 
1939 nur zu vier Zwölfteln des Jahresbetrags er⸗ 
hoben wird. 0. 


Pauschbetrag für Werbungskoften (8 10 88106 1939) 


Es iſt die Frage aufgeworfen worden, ob die Vorſchriften im 
§ 10 ESt 1939 über die Gewährung eines Werbungskoſten⸗ 
pauſchbetrags von 200 RM für Steuerpflichtige mit ſonſtigen Ein⸗ 
fünften im Sinn des § 22 Ziffer 1 CSG oder mit Einkünften 
aus Kapitalvermögen auch dann anzuwenden ſind, wenn der 
Steuerpflichtige noch andere, und zwar höhere Einkünſte aus 
anderen Einkunftsarten bezieht. 

Beiſpiel: 

Ein Steuerpflichtiger hat im Kalenderjahr 1939 eine 
monatliche Rente von 100 RM bezogen. Er hat außerdem in 
der gleichen Zeit noch Einkünfte aus ſelbſtändiger Arbeit 
(ſchriftſtelleriſcher Tätigkeit) in Höhe von 1500 RM erzielt. 


§ 10 ESIDB 1939 will in der Hauptſache Kleinrentner 
und Altenteilsempfänger begünſtigen. Der Geſetzgeber macht aber 
die Anwendung dieſer Vorſchrift, die ſich als eine Billigkeits⸗ 
maßnahme darſtellt, nicht davon abhängig, daß die Renten⸗ 
bezüge oder die Altenteilsleiſtungen die einzigen Einnahmen 
des Steuerpflichtigen darſtellen. Die Vorſchrift ijt auch dann an=- 
zuwenden, wenn der Steuerpflichtige noch Einkünfte aus anderen 
Einkunftsarten bezieht. Es kommt dabei auf die Höhe 
dieſer anderen Einkünfte nicht an. Die Gewährung 
des Werbungskoſtenpauſchbetrags bon 200 AM ift nur dann zu 
verſagen, wenn das Einkommen nach Abzug des Pauſch⸗ 
betrags 3000 RM überjteigen würde. Hinweis auf $ 10 
Abſatz 4 ESt dB 1939. 


Ser Werbungskoſtenpauſchbetrag muß deshalb dem Steuer- 
pflichtigen in dem obigen Beiſpiel gewährt werden. 


In den Ergänzungsrichtlinien für 1935 war im Abſchnitt D 
Ziffer III Abſatz 4 zu § 13 der Erſten Verordnung zur Durch⸗ 
führung des Einkommenſteuergeſetzes vom 6. Februar 1935 an- 
geordnet, daß der Pauſchbetrag von 200 RM auch dann abzuziehen 
ſei, wenn die Einnahmen, von denen der Pauſchbetrag abgezogen 
werden foli, den Betrag von 200 RM nicht erreichen. Der fid 
dadurch ergebende Werbungskoſtenüberſchuß ſei nach § 2 Abſatz 2 
ESG mit etwa vorhandenen Einkünften aus anderen Einkunfts⸗ 
arten auszugleichen. Dieſe Verwaltungsanordnung gilt nach der 
Auffaſſung des Reichsminiſters der Finanzen uicht mehr für 
§ 10 ESt 1939. Wenn die Einnahmen aus wiederkehrenden 
Bezügen im Sinn des § 22 Ziffer I ES oder die Einnahmen 
aus Kapitalvermögen 200 RM nicht überſteigen, kaun fich der 
Abzug des Pauſchbetrags nur bis zur Höhe 
dieſer Einnahmen auswirken. 
Beiſpiel: 

Einnahmen aus Kapitalvermögen. 

davon ab Pauſchbetrag gemäß $ 10 

ESt D 1939 ſtatt 200 RM. l 

Einkünfte aus Kapitalvermögen ki 

Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung. 

Geſamtbetrag der Einkünfte. 


180 RM, 


180% 
0 RM, 
1200. , 
1200 RM. 
Die Anwendung der Vorſchriften im § 10 CSD 1939 wird 
nicht dadurch in Frage gejlellt, daß auch die Vorſchriften im § 25 
ESt Doe 1939 anzuwenden ſind. Es gibt Fälle, in denen beide 
Vorſchriften nebeneinander zu Raum kommen. 
Beiſpiel: 
Das Einkommen eines Steuerpflichtigen der Steuergruppe ! 
ſetzt ſich für den Veranlagungszeitraum 1939 wie folgt zuſammen: 
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Einkünfte aus nichbſelbſtändiger Arbeit 
Einnahmen aus Kapitalvermögen 300 RM, 
tatſächliche Werbungskoſten. A 


1 800,00 RM, 


"r 


Einkünfte aus Kapitalvermögen . . 295,00 „ 
Einnahmen im Sinn des § 22 

e eee e e e 
Werbungskoſtenpauſchbetrag 

(§ 10 ESt D 1989) 200 AR 
ſonſtige Einkünfte 5 300,00 „ 
Geſamtbetrag der Einkünfte. 2 395,00 RM, 
ab Sonderausgaben \ 100,00 „, 
Einkommen r 2 295,00 RM, 
neee ee 256,0 RM, 
davon ab die einbehaltene Lohnſteuer 

(12 X 10,82 RM) „ 181,04 „, 


verbleibender Steuerbetrag. 124,06 RM, 
Dieſer Betrag ermäßigt fi) § 25 ESt DB 1939 

gemäß auf 20 b. H. von 595 R Mm OO 
Nicht zu erheben find deshalb. 5,96 RM. 


Die Anwendung der Vorſchrift im § 25 ESIDB 1939 über den 
Ausgleich von Härten bei der Veranlagung neben der Vorſchrift 
im § 10 ESt 1939 tft gerechtfertigt, weil die Gründe, die die 
Schaffung des § 25 ES / 1989 veranlaßt haben, auch daun vor⸗ 
liegen, wenn dem Steuerpflichtigen bei der Ermittlung des Ein⸗ 
kommens der Werbungskoſtenpauſchbetrag § 10 ESt DB 1939 
gemäß gewährt worden iſt. 0. 


Zur Steuerermäßigung für die Beſchäftigung von fjaus- 
gehilfinnen 


Nach Abſchnitt 83 der Einkommenſteuer⸗Richtlinien und Kör⸗ 
perſchaftſteuer⸗Richtlinien für 1039 können Aufwendungen 
für eine Hausgehilfin durch Gewährung einer Steuer⸗ 
ermäßigung § 83 EStch gemäß auch in den beiden folgenden 
Fällen berückſichtigt werden: 


1. Ein Steuerpflichtiger mit mehr als drei minderjäh⸗ 
rigen Kindern, die zu ſeinem Haushalt gehören und in 
ihm leben, beſchäftigt eine Hausgehilfin; 

2. Ein Landwirt, in deffen Haushalt mindeſtens ein mine 
derjähriges haushaltszugehöriges Kind lebt 
und deſſen Ehefrau überwiegend im Betrieb mitarbeitet, be⸗ 
ſchäftigt eine Hausgehilfin. 


Die Aufwendungen für die Hausgehilfin können nur 
für jeden vollen Kalendermonat berückſichtigt werden, in dem 
die Hausgehilfin beim Steuerpflichtigen beſchäftigt war. 

Es iſt die Frage entſtanden, ob in den bezeichneten Fällen 
die Aufwendungen für die Hausgehilfin nur für die ein⸗ 
zelnen Monate berückſichtigt werden können, in denen min⸗ 
deſteus vier minderjährige Kinder (bei Land⸗ und Forſt⸗ 
wirten mindeſteus ein minderjähriges Kind) zum 
Haushalt des Steuerpflichtigen gehört und in ihm gelebt haben, 
oder ob entſprechend der Kinderermäßigung die 
Steuerermäßigung für eine Hausgehilfin für den ganzen Ver⸗ 
anlagungszeitraum gewährt werden kann, wenn die 
Kinder mindeſtens vier Monate im Veranlagungs⸗ 
zeitraum minderjährig geweſen ſind und während dieſer 
Zeit zum Haushalt des Steuerpflichtigen gehört und darin ge— 
lebt haben. 

Der Reichsminiſter der Finanzen hat in einem Einzelfall 
entſchieden, daß Auſwendungen für die Beſchäftigung einer Haus⸗ 
gehilfin nur für die einzelnen Monate berückſichtigt wer⸗ 
den können, in denen alle Vorausſetzungen des Mb- 
ſchnitts 88 der GSIN für 1939 gegeben waren. Es müſſen inë- 
beſondere in den eiuzelnen Monaten mindeſtens bier minder⸗ 
jährige Kinder (bei Land⸗ und Forſtwirten mindeſtens ein min⸗ 
derjähriges Kind) zum Haushalt des Steuerpflichtigen gehört und 
in ihm gelebt haben. Haben z. B. nur in den Monaten Januar 
bis Mai 1939 zum Haushalt eines Steuerpflichtigen vier minder⸗ 
jährige Kinder gehört und darin gelebt, jo konnen die Aufwen⸗ 
dungen des Steuerpflichtigen für die Beſchäftigung einer Haus⸗ 
gehilfin nur für dieſe fünf Monate berückſichtigt werden. Iſt ein 
Kind Anfang Juni 1939 volljährig geworden, oder lebt es 
ſeit dieſer Zeit nicht mehr im Haushalt des Steuerpflich⸗ 
tigen, und iſt dadurch die Zahl der im Haushalt lebenden minder⸗ 
jährigen Kinder auf drei geſunken, ſo iſt es nicht mehr 
möglich, die Aufwendungen des Steuerpflichtigen für die Beſchäf⸗ 
tigung einer Hausgehilfin für die Monate Juni bis Dezember 
1939 zu berückſichtigen. 

Es ift aber unſchädlich, wenn ein minderjähriges hais- 
haltszugehöriges Kind vorübergehend außerhalb des 
Haushalts weilt, z. B. während der großen Schulferien oder zu 


einem Erholungsaufenthalt nach einer Krankheit. Das gleiche gilt, 

wenn eine Familie ganz oder zum Teil vorübergehend verreiſt, 

wenn nur weiter Aufwendungen für eine Hausgehilfin entſtehen. 
n 


Wohnſitz eines abgeordneten Beamten 


Ein verſetzter verheirateter Beamter, der mangels einer 
freien Familienwohnung am neuen Dienſtort feine Familie am 
bisherigen Dienſtort in der bisherigen Wohnung zurückläßt und 
für ſich am neuen Dienſtort ein möbliertes Zimmer mietet und 
bewohnt, hat ſowohl am alten als auch am neuen Dienſtort einen 
Wohnſitz. Kündigt er zwar die alte Wohnung, läßt er fie aber 
durch ſeine Familie weiterbenutzen, ſo hat er die Wohnung noch 
unter Umſtänden inne, die darauf ſchließen laſſen, daß er ſie bei⸗ 
behalten und benutzen wird. Die ſogenannte Reſidenzpflicht der 
Beamten zwingt nicht zu der Annahme, daß der verſetzte Beamte 
mit dem Beziehen einer Wohnung am neuen Dienſtort ſeine 
Wohnung am alten Dienſtort aufgibt, und daß ſich ſeine Familie 
dort nur noch vorübergehend aufhält. Hinweis auf das NFH- 
Urteil vom 22. Juli 1937, NSW! 1937 S. 1024. 


Die Rechtslage iſt aber anders, wenn es ſich um einen nur 
mit der Aus fidt auf ſpätere Verſetzung von feinem bisherigen 
Wohnort an eine Behörde einer anderen Gemeinde abgeord⸗ 
neten verheirateten Beamten handelt. Der Reichsfinanzhof führt 
dazu in ſeinem Beſchluß vom 28. März 1940 das folgende aus: 


„Es mag fein, daß unter Umſtänden eine Kommandierung 
einer Verſetzung im Hinblick auf die Begründung eines Wohn⸗ 
ſitzes im Sinn der Steuergeſetze gleichzuachten iſt, z. B. wenn 
die Verſetzung nur deshalb noch nicht ausgeſprochen worden iſt, 
weil die zu beſetzende Stelle erſt im künftigen Haushaltsplan 
vorgeſehen iſt. Wenn aber die Verſetzung eines Kommandier⸗ 
ten von deſſen künftiger Eignung abhängig gemacht worden 
iſt, ſo muß die Kommandierung zunächſt als ein Zuſtand 
vorübergehender Art angeſehen werden. Infolge⸗ 
deſſen hat der Kommandierte, wenn er ſeine Wohnung an 
feinem früheren Wohnort beibehalten hat, die zweite Woh- 
nung, die er ſich am Ort ſeiner Kommandierung genommen 
hat, nicht unter Umſtänden inne, die darauf ſchließen laſſen, 
daß er die Wohnung beibehalten und benutzen wird. Es würde 
auch zu weit führen, wenn man im einzelnen Fall noch prüfen 
wollte, ob die Kommandierung mit größerer oder geringerer 
Wahrſcheinlichkeit zur Verſetzung führen wird. Deshalb iſt es 
unerheblich, daß hier die Verſetzung ſchon zwei Monate nach 
der Kommandierung erfolgt iſt.“ 


Der Beſchluß wird im Reichsſteuerblatt und in der Amtlichen 
Sammlung veröffentlicht werden. O. 


Tohnſteuerliche Behandlung der polniſchen Arbeitnehmer im 
Altreich 


Der Reichsminiſter der Finanzen hat für die Behandlung der 
polniſchen Steuerpflichtigen in den eingegliederten Oſtgebieten 
bei der Einkommenſteuer eine Sonderregelung getroffen. 
Hinweis auf den Erlaß über die Einführung der Einkommen⸗ 
Heuer in den eingegliederten Oſtgebieten vom 10. Februar 1940 
(NSB 1940 S. 265). Die polniſchen Steuerpflichtigen fallen 
danach entweder in die Steuergruppe J oder in die Steuer⸗ 
gruppe II. Dieſe Sonderregelung gilt vorläufig nur in 
den einegeliederten Oſtgebieten. Arbeitnehmer pol- 
niſcher Volkszugehörigkeit, die im Deutſchen Reich außer⸗ 
halb der eingegliederten Oſtgebiete tätig ſind und 
deren Arbeitslohn nicht von einer Vetriebjtätte in den eingeglie⸗ 
derten Oſtgebieten gezahlt wird, ſind bis auf weiteres nach 
den allgemeinen lohnſteuerlichen Beſtimmun⸗ 
gen zu behandeln. Sie find unbeſchrankt lohnſteuer⸗ 
pflichtig. Das gilt auch dann, wenn ſie aus dem Gebiet des 
Generalgonuvernements ſtammen. Sch D 


Fünfte Bürgerſteuerdurchführungs verordnung 


Gemäß dem VBeſchluß des Preußiſchen Staats⸗ 
miniſteriums über die Anderung der Grenzen 
zwiſchen den Landkreiſen Königsberg (Pr) und 
Fiſchhauſen und dem Landkreiſe Königberg 
(Pr) ſowie über die Zuſammenlegung der Land⸗ 
kreiſe Fiſchhauſen und Königsberg (Pr) zum 
„Landkreis Samland“ vom 28. März 1939 (Mi- 
niſterialblatt des Reichs⸗ und Preußiſchen Miniſteriums des 
Innern 1939 S. 766) ſind mit Wirkung ab 1. April 1939 beſtimmte 
Gemeinden und Gemeindeteile aus den Laudkreiſen Königsberg 
(Pr) und Fiſchhauſen ausgegliedert und in den Stadtkreis Konigs⸗ 
berg (Pr) eingegliedert worden. § 7 der Entſcheidung des 
Oberpräſidenten der Provinz Oſtpreußen vom 
4, Januar 1939 gemäß gilt in dem eingegliederten Gebiet das 
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bisherige Orts⸗ und Kreisrecht längſtens zwei Jahre vom Tag 
der Eingliederung ab unverändert weiter. Während dieſer Zeit 
ſollen durch einen vom Oberpräſidenten zu beſtätigenden Ein⸗ 
gemeindungsvertrag oder durch eine ergänzende Entſcheidung des 
Oberpräſidenten Beſtimmungen über die allmähliche Überleitung 
dieſes Rechts unter Schonung der Wirtſchaftskraft 
der betroffenen Bevölkerungskreiſe erlaſſen wer- 
den, die an die Stelle der bisherigen Vorſchriften treten. 


Es erſchien wünſchenswert, eine ſolche Sonderregelung auch 
auf dem Gebiet der Bürgerſteuer zu treffen. § 12 Ab- 
ſatz 2 Satz 2 des Bürgerſteuergeſetzes gemäß muß aber der 
Bürgerſteuerhebeſatz für alle Steuerpflichtigen einer Gemeinde 
gleich ſein. Die vorläufige Beibehaltung verſchiedener Hebeſätze in 
der Stadt Königsberg (Pr) erforderte deshalb eine beſondere ge⸗ 
ſetzliche Regelung. Dieſe Regelung ift durch die Fünfte Ver⸗ 
ordnung zur Durchführung des Bürgerſteuer⸗ 
geſetzes (Fünfte BSt D) vom 23. März 1940 
(RG BBl I S. 564, NGHI 1940 S. 371) getroffen worden. Dieſer 
Verordnung gemäß konnen in der Stadt Königsberg (Pr) für die 
Gebietsteile, die vor dem 1. April 1939 zu verſchiedenen Gemein⸗ 
den (gemeindefreien Grundſtücken) gehört haben, die Hebeſätze der 
Bürgerſteuer für das Kalenderjahr 1940 verſchieden feſtge⸗ 
ſetzt werden. 


Eine verſchiedene Feſtſetzung der Bürgerſteuerhebeſätze für 
das Kalenderjahr 1940 war zur Schonung der Wirtſchaftskraft 
der Einwohner des Eingemeindungsgebiets erforderlich, weil in 
die Stadt Königsberg (Pr) mehrere Landbezirke eingegliedert 
worden find. Die ſofortige Angleichung der Bürgerſtenerhebeſätze 
dieſer Bezirke an den Bürgerſtenerhebeſatz der Stadt Königsberg 
(Pr), der auf 600 v. H. feſtgeſetzt worden iſt, würde die Steuer⸗ 
pflichtigen der eingegliederten Landgemeinde zu ſtark belaſtet 
haben. Die Hebeſätze in dem eingegliederten Gebiet waren durd- 
weg erheblich niedriger. Sie ſchwankten zwiſchen 100 v. H. und 
500 v. H. Es erſchien zweckmäßig, die Angleichung der unterſchied⸗ 
lichen Bürgerſteuerhebeſätze an den Bürgerſteuerhebeſatz der Stadt 
Königsberg (Pr) erſt nach einer gewiſſen Zeit e 


Vereinfachung der Verwaltung 


Durch die Verordnung über die Vereinfachung 
der Verwaltung vom 20. Oktober 1939 (RGBl I 
S. 2056, R Stel 1939 S. 1060) ift beſtimmt worden, daß in den 
Gemeinden, in denen für das Kalenderjahr 1939 ein Hebeſatz für 
die Bürgerſteuer feſtgeſetzt worden iſt, dieſer Hebeſatz 
auch für das Kalenderjahr 1940 gilt, es ſei denn, daß 
für dieſes Kalenderjahr ein abweichender Hebeſatz be⸗ 
ſonders feſtgeſetzt wird. Hinweis auf die Eildienſtnachricht 
in DEZ 1939 Nr 44. 


Geld, Kredit und äftentliche Finanzen 

Steuergutſcheinkurſe nach dem Stand vom 23. April 1940. 
Steuergutſcheine I: Dezember 1939, Januar 1940, Fe⸗ 
bruar, März, April und Mai: 99,95. — Steuergut⸗ 
fheine II: Juni 1942: 101,75; Juli 1015; Auguft 101; Sep- 
tember 100; Oktober 100,25 und November 100. 


Abſchluß der Deutſchen Reichsbank für 1939. Die Deutſche 
Reichsbank ſtellt in ihrem Verwaltungsbericht feſt, daß die Geld⸗ 
wirtſchaft und die Kreditwirtſchaft Deutſchlands im Jahr 1939 
trotz der unvorhergeſehenen Ereigniſſe nie gefährdet geweſen ſind. 
Der Umfang der Geſchäfte der Deutſchen Reichsbank hat erheblich 
zugenommen. Die Erträge ſind um etwa 38 vom Hundert 
geſtiegen. Die Aufwendungen haben ſich nur um rund 
5 vom Hundert erhöht. Die Zuweiſungen zu Rücklagen und zu 
Rückſtellungen betragen 75,7 Millionen Reichsmark. Der Rein⸗ 
gewinn wird mit 117 Millionen Reichsmark ausgewieſen, gegen⸗ 
über einem Gewinn von 40,7 Millionen Reichsmark im Jahr 
19388. Das Reich erhält aus dem Reingewinn 
97,8 Millionen Reichsmark. Im Vorjahr hat es 
29,1 Millionen Reichsmark bekommen. Ein Gewinnanteil von 
5 vom Hundert wird an die Anteilseigner ausgeſchüttet. 


Emifſionsbank in Polen nimmt ihre Geſchäfte auf. Die 
Emiſſionsbank in Polen hat ihre Geſchäfte am 8. April 1940 be- 
gonnen (Hinweis auf die Meldung in Nr. 4 des WB). Die 
Reichskreditkaſſen, die für den Geldverkehr in den beſetzten 
polniſchen Gebieten geſchaffen worden waren, werden nach 
Weiſung des Verwaltungsrats der Reichskreditkaſſen abgewickelt. 
— Die Noten der Emiſſionsbank von Polen ſind ab 8. April 1940 


Wirtſchaftlicher Beobachter 


Die Dritte Verordnung über die Verein⸗ 
fachung der Verwaltung vom 30. März 1940 
(RG BI I S. 566, NGIPI 1940 S. 371) geht bezüglich der inbi- 
rekten Steuern, Gebühren und Beiträge noch 
einen Schritt weiter als die Verordnung vom 20. Oktober 1939. 
$ 2 der Verordnung vom 30. März 1940 gemäß behalten die 
im Rechnungsjahr geltenden Satzungen der 
Gemeinden und Gemeindeverbände über indi- 
rekte Steuern, Gebühren und Beiträge bis zum 
1. April 1943 Geltung, wenn die Gemeinde (der 
Gemeindeverband) nicht die Satzung aufhebt 
oder durch eine andere Satzung erſetzt. O. 


Bürgerfteuerpflicht von im Generalgouuernement befchüf- 
tigten deutſchen Arbeitnehmern 


Es ſind insbeſondere in der Erdölinduſtrie im General⸗ 
goubernement viele deutſche Arbeitnehmer beſchäftigt, die am 
10. Oktober 1939 im Reichsgebiet ihren Wohnſitz oder ihren ge⸗ 
wöhnlichen Aufenthalt hatten. Ob dieſe Arbeitnehmer die Bürger⸗ 
ſteuerteilbeträge für 1940, die ſeit dem Beginn ihrer Tätigkeit im 
Generalgouvernement fällig geworden ſind und im Laufe dieſes 
Jahrs noch fällig werden, zu entrichten haben, hängt davon ab, ob 
ſie ihren Wohnſitz, den ſie am Stichtag (10. Oktober 1939) im 
Reichsgebiet hatten, beibehalten oder aufgegeben haben. 

Haben die Arbeitnehmer ihren Wohnſitz (gewöhnlichen Auf- 
enthalt) beibehalten, ſo beſteht die Bürgerſteuerpflicht trotz 
ihrer Beſchäftigung außerhalb des Reichsgebiets weiter fort. Die 
einzelnen Bürgerſteuerkeilbeträge find vom Arbeitgeber, wenn er 
die Arbeitslöhne von einer Betriebſtätte im Reihs- 
gebiet aus zahlt, nach den allgemeinen Vorſchriften des Bür⸗ 
gerſteuergeſetzes einzubehalten und an die ſteuerberechtigten Ge⸗ 
meinden abzuführen. Werden die Arbeitslöhne von einem Arbeit⸗ 
geber, deſſen Betriebſtätte ſich im Generalgouverne⸗ 
ment befindet, ausgezahlt, ſo beſteht für dieſen Arbeitgeber, der 
der deutſchen Steuerhoheit nicht unterliegt, keine Verpflichtung 
zur Einbehaltung und Abführung der Bürgerſteuer. Die Arbeit⸗ 
nehmer müſſen in dieſem Fall die einzelnen Bürgerſteuerteil⸗ 
beträge ſelbſt an die Gemeinden, die eine Bürgerſteuer auf der 
vierten Seite der Lohnſteuerkarte angefordert haben, entrichten. 

Arbeitnehmer, die ihren Wohnſitz (gewöhnlichen Aufenthalt) 
im Hinblick auf die Aufnahme der Beſchäftigung im General⸗ 
gouvernement aufgegeben haben, ſcheiden aus der Bürger⸗ 
ſteuerpflicht aus. Hinweis auf § 2 Abſatz 3 Ziffer 2 BSG. Die 
Bürgerſteuerteilbeträge, die nach der Aufgabe des Wohnſitzes oder 
des gewöhnlichen Aufenthalts fällig werden, dürfen nicht mehr 
erhoben werden. Es iſt dabei einerlei, ob die Arbeitslöhne von 
einer Betriebſtätte des Arbeitgebers im Reichsgebiet oder von 
einer Betriebſtätte des Arbeitgebers im Generalgouvernement ge⸗ 
zahlt werden. 


geſetzliche Zahlungsmittel im Generalgoubernement. Die Noten 
der früheren Polniſchen Staatsbank werden zur Einziehung und 
zum Umtauſch gegen die Noten der Emiſſionsbank in Polen auf⸗ 
gerufen. Der Umtauſch erfolgt in Verhältnis 1 zu 1. — Reichs⸗ 
banknoten, Rentenbankſcheine und Reichsmünzen ſind im 
Generalgoubernement nicht geſetzliche Zahlungsmittel. 


Eintragung von verzinslichen Schatzanweifungen der Dentz 
ſchen Reichsbahn in das Reichsbahnſchuldbuch. Die auslosbaren 
Schatzanweiſungen der Deutſchen Reichsbahn von 1939 werden den 
Schuldverſchreibungen im Sinn der Reichsſchuldenordnung und 
des Reichsſchuldbuchgeſetzes gleichgeſetzt. Die Schatzanweiſungen 
können deshalb in das Reichsbahnſchuldbuch, das neu 
geſchaffen wird, eingetragen werden. Hinweis auf die Bekannt⸗ 
machung vom 5. April 1940, RGBl. J S. 642. 


Abſchluß der Adca für das Geſchäftsjahr 1939. Die Allge⸗ 
meine Deutſche Creditanſtalt in Leipzig hat ihren Geſchäftsumfang 
im Geſchäftsjahr 1939 ſtark erweitert. Der Umſatz ift von 
20,60 Milliarden Reichsmark auf 23,30 Milliarden Reichsmark ge⸗ 
ſtiegen. Die Bilangſumme iſt gegenüber dem Geſchäftsjahr 
1938 um rund 117 Millionen Reichsmark auf 440,02 Millionen 
Reichsmark geſtiegen. Es entfallen von dieſer Erhöhung 67 Millio⸗ 
nen Reichsmark auf das neue Geſchäftsgebiet im Sudetengau und 
50 Millionen Reichsmark auf das bisherige Arbeitsgebiet der Bank. 
Die Spareinlagen haben ſich von 54,91 auf 92,84 Millionen 
Reichsmark erhöht. Der handelsrechtlich ausgewieſene Gewinn 
des Geſchäftsjahres 1939 beträgt 0,60 Millionen Reichsmark. Die 
Vank hat auf Grund des Beſitzes von Steuergutſcheinen I eine 
Sonderabſchreibung von 1 Million Reichsmark auf Bankgebäude 
vorgenommen. Es wird ein Gewinnanteil von 4 vom Hundert 
ausgeſchüttel. 


